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1 Veranlassung und Planungsziele 

Die Gemeindevertretung Traventhal hat am 02.07.2018 beschlossen, dass für das Gebiet "Flä-

chen westlich und östlich der Landesstraße 83 sowie Flächen westlich und östlich der Travent-

haler Straße (K 11)" die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Traventhal 

durchgeführt wird. 

Planungsziel ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung der „Trave-

Landwerke – Angewandte Sektorenkopplung" und damit für die integrierte Strom – und Wär-

meerzeugung aus Solarthermie, Photovoltaik, Windenergie und Strohenergie zu schaffen. 

Zwischenzeitlich sind die Flächen westlich der K 11 weggefallen. Der Plan wird nun wie folgt 

bezeichnet: 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Traventhal, Flächen 

westlich und östlich der Landesstraße 83 sowie Flächen östlich der Traventhaler Straße (K 

11). 

Bei den „Trave-Landwerken" handelt es sich um ein Projekt, das durch die sogenannte „ange-

wandte integrierte Sektorenkoppelung" die Strom- und Wärmeerzeugung insbesondere aus 

Solarthermie/Photovoltaik und Windenergie sowie Strohenergie ermöglicht. 

Die Trave-Landwerke werden folgende Komponenten beinhalten: 

• Eine Anlage zur Erzeugung und/oder Umwandlung von erneuerbarer Energie (z.B. eine 

Strohvergärungsanlage, die überwiegend Stroh und ergänzend andere landwirtschaftli-

che Reststoffe als Substrate nutzt, um erneuerbare Wärme und Strom zu erzeugen 

und/oder eine Heizzentrale, in der ein Elektrodenkessel überwiegend erneuerbaren 

Strom in Wärme umwandelt und/oder eine/mehrere Großwärmepumpe(n), die überwie-

gend mit erneuerbaren Strom angetrieben werden und aus einer umliegenden Wärme-

quelle, z.B. Luft und/oder Wasser, ihre Primärwärme beziehen.) 

• eine Fläche zur Energiespeicherung von erneuerbaren Energien. Geplant sind hier u. a. 

ein Erdbeckenspeicher zur Wärmespeicherung sowie weitere Energiespeicher-Kompo-

nenten 

• eine Solarthermie-/ bzw. Photovoltaikanlage, die zur Wärme-/ bzw. Stromerzeugung 

dient 

• Windenergieanlagen (WEA), welche den Strom produzieren, der einerseits in das öffent-

liche Netz eingespeist und andererseits zur Wärmegewinnung genutzt wird. 

Die lokal erzeugte Wärme sowie der lokal erzeugte Strom stehen dann Privatkunden ebenso 

wie Gewerbekunden im Sinne einer dezentralen Energieversorgung zur Verfügung. 

Ziel der Gemeinde Traventhal ist es, in diesem Sinne eine nachhaltige, kostengünstige, si-

chere und sozialverträgliche Energieversorgung am lokalen Standort in der Gemeinde zu er-

möglichen. Auch sollen die in der Gemeinde vorhandenen Potentiale zur Energiegewinnung 

ausgeschöpft werden sowie eine Möglichkeit ergriffen werden, die Energiewende vor Ort aktiv 

zu begleiten und zu stärken.  
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Eine zeitgemäße Energieleitplanung, deren Instrument die „Trave-Landwerke" sind, zeichnet 

sich zum einen dadurch aus, dass die Energieversorgungsstrukturen ganzheitlich betrachtet 

werden. Dazu gehört insbesondere, neben der reinen Erzeugung regenerativen Stroms, auch 

die wechselseitigen – und zum Teil auch räumlichen – Bezüge zwischen Strom- und Wärme-

versorgung in den Blick zu nehmen, die Speicherung von Energie zu ermöglichen und Effizi-

enzpotentiale zu nutzen. Dem dienen die „Trave-Landwerke". 

Eine zeitgemäße Energieversorgung und Energieplanung zeichnet sich weiterhin dadurch aus, 

dass nicht lediglich alle erdenklichen Maßnahmen aufgezählt werden, mit denen der Energie-

verbrauch gesenkt werden könnte. Gerade angesichts der eingeschränkten finanziellen Mög-

lichkeiten der Gemeinden ist es für das Gelingen der „Energiewende vor Ort" entscheidend, 

auf das Engagement und auf die Möglichkeiten der Menschen und der Unternehmen in der 

Gemeinde selbst zu setzen. 

Zur Verwirklichung dieser gemeindlichen Ziele beabsichtigt die Gemeinde Traventhal, in der 

1. Änderung des Flächennutzungsplanes verschiedene Sondergebiete für erneuerbare Ener-

gien darzustellen. Westlich der L 83 an der Traventhaler Straße werden sonstige Sonderge-

biete im Sinne des Bauplanungsrechts für Energieerzeugung und Umwandlung von Erneuer-

baren Energien, Energiespeicherung und solare Strahlungsenergie ausgewiesen. Östlich der 

L 83 werden die sonstigen Sondergebiete für Windenergienutzung dargestellt.  

 

Abbildung 1: Lage der Sondergebiete 
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Am 21.02.2019 wurde die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Traventhal 

dem Innenministerium zur Genehmigung vorgelegt. Diese wurde jedoch unter anderem auf-

grund des entgegenstehenden Ziels der Raumordnung mit Schreiben vom 21.08.2020 zu-

nächst versagt. Über die Klage der Gemeinde gegen die Versagung der Genehmigung der 1. 

Änderung des Flächennutzungsplans wurde bislang nicht entschieden. 

Teile der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes befinden sich außerhalb von Vorrangge-

bieten Windenergie und Vorranggebieten Repowering. 

Für die Umsetzung dieser Planung hat die Gemeinde bei der Landesplanung einen Antrag auf 

Zielabweichung gemäß § 245e Abs. 5 BauGB gestellt und hierfür die damalige Planung in 

unveränderter Form erneut vorgelegt. Dem Zielabweichungsantrag der Gemeinde Traventhal 

ist mit Datum vom 14.03.2024 mit folgender Begründung stattgegeben worden: „Abweichend 

von § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) soll gemäß § 245e Abs. 5 BauGB von den Zielen 

der Raumordnung abgewichen werden, wenn der Raumordnungsplan an der von der Ge-

meinde für Windenergie geplanten Stelle kein Gebiet für mit der Windenergie unvereinbare 

Nutzungen oder Funktionen festlegt. Die o. g. Raumordnungspläne legen für den von der Ge-

meinde Traventhal geplanten Bereich kein Gebiet für solche Nutzungen oder Funktionen fest.  

Gemäß § 13 Abs. 1 LaplaG entscheidet die Landesplanungsbehörde ergänzend zu § 6 Abs. 

2 ROG im Einvernehmen mit den jeweils fachlich berührten obersten Landesbehörden und 

nach Beteiligung der jeweils fachlich berührten öffentlichen Stellen in einem besonderen Ver-

fahren (Zielabweichungsverfahren) über eine Abweichung von Zielen der Raumordnung. Die 

Landesplanungsbehörde hat vom 02.02. bis 26.02.2024 die entsprechende Beteiligung durch-

geführt. Das Einvernehmen der fachlich berührten obersten Landesbehörden wurde erteilt.“ 

Die vorliegende Unterlage dient aufgrund notwendiger Unterlagenüberarbeitung und -ergän-

zung der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB und der Beteiligung der 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB. 

Die Unterlage enthält die Planzeichnung, die Begründung mit Umweltbericht und als Anlage 

verschiedene Fachgutachten und Stellungnahmen. Die Inhalte der Anlagen sind in die Be-

gründung und den Umweltbericht mit eingeflossen.  

Die Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft und die Eingriffsregelung werden 

im Umweltbericht dargestellt.  

Die Anlagen sind Bestandteil der Verfahrensunterlagen und enthalten u. a. die Ergebnisse von 

den aktualisierten Kartierungen, den Artenschutzfachbeitrag, die Ermittlung der Ersatzgeldbe-

rechnung für den Eingriff in das Landschaftsbild und eine Übersicht über die möglichen Kom-

pensationsmaßnahmen, die in etwaig nachgelagerten B-Plan- oder BImSchG-Verfahren Ver-

wendung finden können. Des Weiteren sind die Gutachten zu Geruchsimmissionen, Blendwir-

kung, aktualisierte Schallimmissionen und Schattenwurf in den Anhängen enthalten (Siehe 

Übersicht der Anlagen im Inhaltsverzeichnis). 
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2 Rahmenbedingungen der Planung  

2.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Flächennutzungsplans umfasst zwei Teilbereiche. 

Der Teilbereich östlich an der K 11 und westlich der L 83 umfasst die Sondergebiete SO 1 bis 

SO 3 sowie Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder Vorkehrungen zum Schutz gegen 

schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG sowie Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. Der Teilbereich 

östlich der L 83 umfasst die Sondergebiete SO 4 und SO 5 (Windenergie). 

Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 68,59 ha. Das sonstige Sondergebiet „Windener-

gienutzung“ besteht aus 2 Teilflächen. Die nördliche Teilfläche SO 4 hat ca. 27,10 ha und die 

südliche Teilfläche SO 5 hat ca. 27,27 ha.  

Die zusammenliegenden Sondergebiete SO 1 bis SO 3 haben insg. ca. 13,41 ha, davon ent-

fallen auf das SO 1 Energieerzeugung ca. 2,35 ha, auf das SO 2 Energiespeicherung ca. 4,13 

ha und auf das SO 3 solare Strahlungsenergie ca. 6,94 ha.  

Die Kreisstraße 84 (K 84, Bahnhofstraße, ca. 1.130 m²), die das Sondergebiet „Windenergie-

nutzung“ quert und in SO 4 und SO 5 teilt, wird als Verkehrsfläche (Plandarstellung Straßen-

begrenzungslinie) dargestellt.  

Weitere 0,70 ha werden als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft festgelegt. Davon sind 0,48 ha zusätzlich als  Flächen 

für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

im Sinne des BImSchG dargestellt.  

Die genaue Abgrenzung der geplanten Sondergebiete ergibt sich aus der Planzeichnung. 

2.2 Referenzanlage 

Der Planung liegt eine Referenzanlage mit einer Gesamthöhe von 249,5 m und einem Rotor-

radius von 87,5 m zugrunde. Die Referenzanlage hat Bedeutung für die Beschreibung und 

Darstellung der Umweltauswirkungen. 

Die durchschnittliche Anlagenhöhe von WEA ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich an-

gestiegen; in Niedersachsen lag im ersten Halbjahr 2022 die durchschnittliche Anlagenhöhe 

bei 225 m, der Rotorradius betrug durchschnittlich 73 m (vgl. DWG 2022). Da durch den Flä-

chennutzungsplan langfristig nutzbare Zonen ausgewiesen werden sollen, ist es sachgerecht, 

eine Referenzanlage zu wählen, die voraussichtlich in den nächsten Jahren dem gängigen 

Anlagenmodell entsprechen wird. Gleichwohl sind innerhalb der ausgewiesenen Sonderge-

biete allerdings auch die Realisierung von Windenergieanlagen mit kleineren als auch größe-

ren Abmessungen möglich. 
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2.3 Planerische Vorgaben 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

2.3.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 

2021 (LEP) 

Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 ist am 17. Dezember 

2021 in Kraft getreten.  

Der LEP Schleswig-Holstein ordnet das Plangebiet dem ländlichen Raum überlagert vom 

Stadt- und Umlandbereich von Bad Segeberg als Mittelzentrum zu (Abbildung 2). Zudem stellt 

das Gebiet einen Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung dar.  

Das Kapitel 4.5.1 Windenergie an Land des LEP war Gegenstand eines rechtlich eigenständi-

gen Verfahrens zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplans 2010 (Kapitel 3.5.2). Am 

30. Oktober 2020 ist die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplans zum Thema Wind-

energie an Land in Kraft getreten. Sie legt verbindlich für das gesamte Land Schleswig-Hol-

stein Ziele und Grundsätze der Raumordnung zur Nutzung der Windenergie fest. 

Gemäß Kapitel 4.5.1 Abs. 10 LEP Wind ist außerhalb der festgelegten Vorranggebiete Wind-

energie und Vorranggebiete Repowering die Errichtung von Windenergieanlagen im Außen-

bereich ausgeschlossen. Das Plangebiet liegt außerhalb dieser Vorranggebiete, so dass die-

ses Ziel der Raumordnung dem Planvorhaben der Gemeinde an sich entgegensteht. Mit Be-

scheid vom 14.03.2024 wurde jedoch durch die Landesplanungsbehörde für die Aufstellung 

der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Traventhal einer Zielabweichung 

gemäß § 245e Abs. 5 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 1 LaplaG zugestimmt.  

 

 

 

Abbildung 2: Lage des geplanten Vorhabens im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 
– Fortschreibung 2021 
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2.3.2 Regionalplan Planungsraum I 1998 

Der Regionalplan für den Planungsraum I beinhaltet Ziele und Grundsätze zur räumlichen Ent-

wicklung. 

Außer den bereits im LEP aufgeführten Stadt- und Umlandbereich in ländlichen Räumen wer-

den im Regionalplan keine weiteren raumordnerischen Belange aufgeführt. Im Bereich der 

Sondergebiete befinden sich keine raumordnerischen Vorgaben, die der Windenergieplanung 

entgegenstehen. 

 

 

 

 

Abbildung 3: Lage des geplanten Vorhabens im Regionalplan Planungsraum I 1998 

2.3.3 Landschaftsrahmenplan Planungsraum III – Neuaufstellung 

2020 

Mit der Novellierung des LNatSchG am 27. Mai 2016 wurden in Schleswig-Holstein die Land-

schaftsrahmenpläne wieder eingeführt. In der Folge befanden sich die Landschaftsrahmen-

pläne bis Anfang 2020 in der Neuaufstellung. 

Die drei Hauptkarten des Landschaftsrahmenplans kennzeichnen das Vorhabengebiet mit kei-

nen raumordnerischen Vorgaben, die der Windenergieplanung entgegenstehen. Es sind we-

der Schutzgebiete, oder historische Kulturlandschaften noch Gebiete mit besonderem 

Schutz/besonderer Bedeutung für das Grundwasser oder der Avifauna im Bereich des Vorha-

bengebiets dargestellt. 

Hauptkarte 2 stellt das Plangebiet als Gebiet mit besonderer Erholungseignung sowie Knick-

landschaft dar. 
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Abbildung 4: Lage des geplanten Vorhabens im Landschaftsrahmenplan für den Planungs-
raum II – Karte 1, 2 und 3 

2.3.4 Flächennutzungsplan  

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Traventhal 2002 stellt die Flächen 

des geplanten Geltungsbereichs als „Fläche für die Landwirtschaft“ dar .  

Im geplanten Geltungsbereich des SO 1 „Energieerzeugung“ ist ein gesetzlich geschütztes 

Biotop eingetragen (siehe Abbildung 5) und im geplanten Geltungsbereich des SO 4 „Wind-

energienutzung“ ist ein nicht flächenhaft darstellbares geschütztes Biotop eingetragen (siehe 

Abbildung 6). Im geplanten Geltungsbereich des SO 5 „Windenergienutzung“ sind archäologi-

sche Denkmale verzeichnet. Westlich (entlang der K 11) sowie südlich der geplanten Sonder-

gebiete Energieerzeugung, Energiespeicherung und solare Strahlungsenergie ist ein Wander-

weg eingetragen, westlich zusätzlich ein Radweg.  

Die im Flächennutzungsplan eingetragene oberirdische Hochspannungsleitung, die das ge-

plante SO 5 queren würde, ist nicht vorhanden. 

Im Rahmen der 1. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Traventhal werden die 

bisher überwiegend als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellten Flächen als Sonderbau-

flächen für die Erzeugung und Speicherung regenerativer Energien dargestellt. 
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Abbildung 5: Fläche für sonstige Sondergebiete Energieerzeugung, Energiespeicherung und 
solare Strahlungsenergie (Auszug Flächennutzungsplan 2002) 

 

 

Abbildung 6: Fläche für Sondergebiet „Windenergie“ (Auszug Flächennutzungsplan 2002) 
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2.3.5 Landschaftsplan 

Der wirksame Landschaftsplan (LP) der Gemeinde Traventhal 2001 stellt die Flächen des ge-

planten Geltungsbereichs als „Fläche für die Landwirtschaft“ dar.  

Im Plangebiet ist auf Karte 12 „Entwicklung“ und Karte 4 „Biotop/Nutzungstypen“ innerhalb des 

geplanten SO 1 sowie innerhalb des geplanten SO 4 eine Fläche mit gesetzlich geschütztem 

Biotop (§ 30 BNatSchG) eingetragen. Auf Grundlage der Kartierung der Biotoptypen 2018 er-

füllen die aktuell festgestellten Biotoptypen weiterhin die Kriterien als gesetzlich geschützte 

Biotope gemäß § 30 BNatSchG eingestuft zu werden.  

Gemäß Landschaftsplan (Planungsbüro Wichmann 2001) sind die landwirtschaftlichen Flä-

chen innerhalb des Geltungsbereichs (SO 1 bis SO 5) durch Knicks mit Klasse I (besonders 

hochwertig, vgl. Landschaftsplan 2001, Textteil, S. 42) gegliedert. Knicks unterliegen dem Bi-

otopschutz gem. § 21 Absatz 1 Nummer 4 LNatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG. Östlich des SO 

5 „Windenergienutzung“ ist die Neuanlage eines Knicks vorgesehen. Die Kartierung der Bio-

toptypen 2018 hat ergeben, dass diese Maßnahme bisher nicht umgesetzt wurde. 

Südlich der K84 ist im Landschaftsplan die Anpflanzung einer Baumreihe vorgesehen. Die 

Kartierung der Biotoptypen 2018 hat ergeben, dass diese Maßnahme bisher ebenfalls nicht 

umgesetzt wurde. 

Im Bereich des geplanten SO 5 sind archäologische Denkmale dargestellt.  

Im Landschaftsplan (Planungsbüro Wichmann 2001) ist auf der Westseite der K 11 die Neu-

ausweisung eines Rad- und Wanderweges zur Sicherung einer naturverträglichen Erholung 

vorgesehen. Aktuell verläuft der Radweg auf der Ostseite parallel der K 11.  

Westlich der K 11 beginnt das Landschaftsschutzgebiet Travethal (Karte 11 „Leitbild“).  
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3 Ergebnisse der Bestandsaufnahme 

Die den geplanten sonstigen Sondergebieten SO 4 und SO 5 „Windenergienutzung“ nächst-

gelegenen Siedlungen der Nachbargemeinden Klein Gladebrügge, Mielsdorf, Altengörs und 

Dreggers liegen in ca. 800 m Entfernung zu den Sondergebieten. Die nächstgelegenen Ein-

zelhäuser befinden sich bei Tegelbek in 400 m, bei Mielsdorf westlich der K 7 in ca. 500 m 

(Neue Ziegelei 1), ca. 680 m (Alte Ziegelei 1) und ca. 740 m (Alte Ziegelei 3) Entfernung zum 

Sondergebiet sowie bei Altengörs westlich der Bahnstrecke in ca. 480 m und 600 m Entfer-

nung zum Sondergebiet. 

Die den sonstigen Sondergebieten SO 1 bis SO 3 nächstgelegene Wohnbebauung liegt süd-

lich in ca. 40 m Entfernung und nördlich in ca. 270 m Entfernung. 

3.1 Natur und Landschaft 

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Einheit „Schleswig-Holsteinisches Hügelland“. 

Die sonstigen Sondergebiete Energieerzeugung, Energiespeicherung und solare Strahlungs-

energie (SO 1, SO 2, SO 3) haben gem. Umweltportal Schleswig-Holstein1 „Parabraunerde“ 

und „Parabraunerde-Braunerde“. Das sonstigen Sondergebiet „Windenergienutzung“ (SO 4 

und SO 5) weist „Parabraunerde“ auf. Die Böden sind von allgemeiner Bedeutung für den 

Naturschutz. In den Monaten Mai bis September (Sommer) ist für die landwirtschaftlich als 

Acker genutzten Böden im Geltungsbereich von einer sehr geringen Verdichtungsempfindlich-

keit im Unterboden auszugehen, in den Monaten Oktober bis April (Winter) hingegen mit einer 

mittleren Verdichtungsempfindlichkeit im Unterboden. 

Die Flächen und deren Umgebung sind landwirtschaftlich genutzt. Innerhalb der landwirt-

schaftlichen Flächen sind kleinteilig hochwertige Biotopstrukturen vorhanden. Besonders wert-

gebend und bestandsprägend sind die zahlreichen Knicks, die die Ackerlandschaft gliedern. 

Knicks unterliegen dem Biotopschutz gem. § 21 Absatz 1 Nummer 4 LNatSchG i. V. m. § 30 

BNatSchG. Des Weiteren zählen die Waldbereiche an der Tegelbek / Mielsdorfer Aue zu den 

gesetzlich geschützten Biotopen (Auwald).  

Die Flächen westlich der K 11 zählen zum Landschaftsschutzgebiet (LSG SE 60) Travetal. 

Teile des LSG, in > 650 m Entfernung zum geplanten Vorhaben sind als FFH-Gebiet Travethal 

(2127-391) ausgewiesen. 

Für eine Prognose des Einflusses der Planung auf die im Gebiet vorkommende Flora wurde 

im Jahr 2018 der Biotoptypenbestand kartiert. In 2024 wurden die Biotoptypen aktualisiert. Für 

eine Prognose des Einflusses der Planung auf die im Gebiet vorkommende Fauna wurden in 

den Jahren 2016/2017 Kartierungen der Brut- und Rastvögel durchgeführt. In 2022/2023 

wurde das Brutvogelvorkommen kollisionsgefährdeter Arten überprüft und eine 

 

1 Umweltportal Schleswig-Holstein: https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite, aufgerufen am 

15.08.2024 

https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite
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Potenzialanalyse für weitere mögliche Brut- und Rastvogelvorkommen durchgeführt. Weiter-

hin wurden in 2023 Haselmausuntersuchungen durchgeführt. Für nähere Details wird auf das 

Kap. 6.5.1.2 des Umweltberichtes bzw. auf Anlagen 1 bis 4 verwiesen. 

3.2 Wasserwirtschaft 

Innerhalb des Geltungsbereichs, bzw. im Randbereich auf der Westseite des SO 4 befindet 

sich ein kleines Stillgewässer. Östlich außerhalb des Sondergebietes „Windenergienutzung“ 

verläuft die Tegelbek / Mielsdorfer Aue. Es wird ein Abstand zum potenziellen Talraum des 

Gewässers Tegelbek von min. 40 m eingehalten. Die derzeit geplanten WEA-Standorte der 

Referenzanlage und die Zuwegung halten einen mindestens genauso großen bzw. noch grö-

ßeren Abstand ein. 

Westlich des SO 3 solare Strahlungsenergie in > 650 m Entfernung verläuft die Trave. 

Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten und Trinkwassergewin-

nungsgebieten2. 

3.3 Erschließung 

Die übergeordnete Erschließung ist über die L 83 gesichert. Von dort werden vorhandene 

Wege genutzt bzw. teilweise ausgebaut und neue Zuwegungen gebaut. 

3.4 Stromnetz 

Im potentiellen Versorgungsgebiet ist überall ein öffentliches Stromnetz vorhanden. Die ge-

planten Trave-Landwerke werden die Haushalte mit Strom versorgen können. Die interessier-

ten Haushalte können diesen Strom direkt von den Trave-Landwerken beziehen. Um dieses 

zu erreichen, wird die Lorica mit dem jetzigen Netzbetreiber eine einvernehmliche Lösung zur 

Nutzung des bestehenden öffentlichen Netzes suchen. Sollte hier kein Einvernehmen erziel-

bar sein, bleibt die Möglichkeit, ein eigenes, privates Netz parallel zum öffentlichen Netz auf-

zubauen. Diese Option kann kostengünstig mit der Verlegung des Wärmenetzes einhergehen. 

Welche Variante zum Zuge kommt, wird im weiteren Planungsverlauf konkretisiert. 

3.5 Wärmenetz 

Im potentiellen Versorgungsgebiet ist kein flächendeckendes Nahwärmenetz vorhanden. Um 

die Häuser der Endkunden an das Nahwärmenetz anschließen zu können, muss dieses Nah-

wärmenetz gebaut werden.  

 

2 Umweltportal Schleswig-Holstein: https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite, aufgerufen am 

15.08.2024 

https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite


1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB Seite 13 

  

4 Inhalt der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes 

4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Der räumliche Geltungsbereich hat eine Größe von insg. ca. 68,59 ha.  

Er umfasst Sondergebiete für die Energieerzeugung, -umwandlung und -speicherung aus un-

terschiedlichen regenerativen Energien.  

Der größte Teil der Fläche (SO 4 und SO 5, ca. 54,36 ha) wird als Sondergebiet „Windener-

gienutzung“ dargestellt. Die SO 4 und SO 5 „Windenergienutzung“ dienen der landwirtschaft-

lichen Nutzung und der Unterbringung von Anlagen und Einrichtungen, die der Gewinnung 

von erneuerbaren Energien aus Wind dienen. Für die landwirtschaftliche Bodennutzung be-

deutet die Ausweisung des Sondergebietes keinerlei Einschränkung; Ackerbau und Grünland-

bewirtschaftung ist weiterhin zulässig. Ausgenommen sind lediglich die dauerhaft für Funda-

mente, Kranstellflächen und Erschließung beanspruchten Flächen. 

Des weiteren werden ca. 2,35 ha als Sondergebiet „Energieerzeugung“ (SO 1), 4,13 ha als 

Sondergebiet „Energiespeicherung“ (SO 2) und 6,94 ha als Sondergebiet „solare Strahlungs-

energie“ (SO 3) dargestellt. 

Die Kreisstraße K 84 (Bahnhofstraße) wird als Verkehrsfläche (0,11 ha) dargestellt. 

Weitere 0,22 ha werden als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft festgelegt. Die Fläche dient als Ausgleich der Eingriffe 

in Boden, Natur und Landschaft. Sie liegt südlich der Fläche SO 2 (Energiespeicherung). Vor-

gesehen ist eine Bepflanzung mit Gehölzen, durch welche zusätzlich eine optische Abschir-

mung auch zu den südlich gelegenen Wohngebäuden geschaffen wird.  

Ca. 0,48 ha werden sowohl als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt als auch umgrenzt als Flächen für Nut-

zungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwir-

kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 5 (2) Nr. 6 BauGB). Auf der Fläche 

sind Blendschutzmaßnahmen zum Schutz vor Blendwirkungen aus den Anlagen der Solar-

thermie und Photovoltaik durchzuführen. Die Fläche dient gleichzeitig dem Ausgleich der Ein-

griffe in Boden, Natur und Landschaft. Sie liegt südlich der Fläche SO 3 (solare Strahlungs-

energie) und nördlich der vorhandenen Wohnbebauung. Blendschutzmaßnahmen können z.B. 

in Form von Wällen, Wänden und/oder Bepflanzungen ausgeführt werden. Auch eine Verän-

derung der Ausrichtung der Photothermiemodule kann die Blendwirkung reduzieren. Die ge-

naue Ausführung der Blendschutzmaßnahmen ist Gegenstand des nachfolgenden immissi-

onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens.  

Zum Ausgleich der Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft ist eine Bepflanzung mit Gehölzen 

vorgesehen, durch welche, ggf. in Kombination mit weiteren Blendschutzmaßnahmen, zusätz-

lich eine optische Abschirmung zu den südlich gelegenen Wohngebäuden geschaffen wird. 
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4.2 Erschließung 

Die übergeordnete Erschließung ist über die L 83 gesichert. Von dort werden vorhandene 

Wege genutzt bzw. teilweise ausgebaut und neue Zuwegungen gebaut. 

4.3 Lärmschutz 

Um unzumutbare Belästigungen durch Schallimmissionen an den Wohnhäusern im Umfeld 

der geplanten Sondergebiete ausschließen zu können, wurde für das geplante Vorhaben 

durch die Firma „reko Windenergie-Analysen“ eine Schallimmissionsprognose erstellt (Reko 

GmbH & Co. KG 2024a). 

Hauptpunkt dieser Betrachtung ist die Windenergienutzung. Von den Sondergebieten SO 1 

bis SO 3 wird hier nur das SO 1 betrachtet, da bei den anderen Nutzungen nicht von 

Lärmemissionen auszugehen ist. 

In dieser Prognose werden die vorgesehenen vier Windenergieanlagen (im SO 4 und SO 5) 

und die geplante Energiegewinnungsanlage im SO 1 sowie vorhandene Vorbelastungen be-

rücksichtigt. 

Dem Schallgutachten liegen die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm zu Grunde. Gemäß TA-

Lärm sind für die schalltechnische Beurteilung außerhalb von Gebäuden folgende Immissions-

richtwerte heranzuziehen: 

Tabelle 1: Immissionsrichtwerte TA-Lärm 

Nutzung 
Immissionsrichtwerte [dB(A)] 

Tag (06.00 - 22.00 Uhr) Nacht (22.00 - 06.00 Uhr) 

Gewerbegebiete (GE) 65 50 

Urbane Gebiete (MU) 63 48 

Kern- (MK), Dorf- (MD) und Mischgebiete (M1) 60 45 

Allgemeine Wohngebiete (WA) und Kleinsied-
lungsgebiete (WS) 

55 40 

Reine Wohngebiete (WR) 50 35 

 

Das Ergebnis der Untersuchung zeigt, dass nach dem derzeitigen Planungsstand die Beurtei-

lungspegel an allen vier geplanten WEA sowohl tagsüber als auch in den Nachtstunden ein-

gehalten werden. Ausführliche Erläuterungen finden sich in Kap 6.5.3.1 sowie im Schallgut-

achten (siehe Anlage 10). 

Einzelheiten dazu können im nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-

fahren geregelt werden. 
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4.4 Geruchsimmissionen 

Mögliche Geruchsimmissionen können bei der Energieerzeugung aus Biomasse im SO 1 auf-

treten. Um unzumutbare Belästigungen durch Geruchsimmissionen im Umfeld der geplanten 

Energieerzeugungsanlage ausschließen zu können, wurde ein Geruchsimmissionsgutachten 

erstellt (Sfi 2019a) (siehe Anlage 8).  

Für die zu erwartenden Emissionen aus der Energieerzeugungsanlage im Gebiet SO 1 wurden 

äquivalente Geruchsstoffemissionsdaten unterstellt. Dabei wurden die Referenzausbreitungs-

rechnungen mit dem Modell AUSTAL2000G so lange verändert, bis die Zielgrößen an den 

Immissionsorten erreicht werden. 

Daraus folgend werden für die Fläche SO 1 Geruchsemissionskontingente festgelegt, welche 

nicht überschritten werden dürfen. 

Es bestehen darüber hinaus keine Anhaltspunkte dafür, dass Ekel erregende oder Übelkeit 

auslösende Gerüche im Bereich der Immissionsorte auftreten können. 

4.5 Blendwirkungen 

Um unzumutbare Belästigungen durch Blendwirkungen im Umfeld der geplanten Solarthermie 

und Photovoltaik (SO 3) ausschließen zu können, wurde ein Blendgutachten erstellt (Sfi 

2019b) (siehe Anlage 9). 

Das Ergebnis des Gutachtens besagt, dass Blendwirkungen entstehen können, welche ent-

weder durch eine Verkleinerung des Photothermiefeldes oder durch Blendschutzmaßnahmen 

behoben werden können. Im nachgelagerten Verfahren werden Blendschutzmaßnahmen kon-

kret vorgesehen. 

4.6 Rotorschattenwurf 

Bei Sonnenschein werfen Windenergieanlagen einen Schatten. Die sich drehenden Rotorblät-

ter bewirken, dass der von ihnen ausgehende Schatten sich ebenfalls bewegt. Der Schlag-

schatten eines sich drehenden Rotorblattes kann zu einer Störung der Anwohner der umge-

benden Siedlungsnutzungen führen und ist daher als Belang in die Abwägung einzubeziehen. 

Um unzumutbare Belästigungen durch Schattenwurf an den Wohnhäusern im Umfeld des 

Windparks ausschließen zu können, wurde durch die Firma „reko Windenergie-Analysen“ für 

den geplanten Windpark eine Schattenwurfanalyse erstellt ((Reko GmbH & Co. KG 2024b)). 

Als Beurteilungsgrundlage für die Beeinträchtigung durch Schattenwurf dient eine Veröffentli-

chung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz ((LAI 2020). 

Nach dieser Vorgabe soll eine astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 

30 h/Jahr oder 30 min/Tag nicht überschritten werden. 
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Aus den Ergebnissen der Schattenwurfanalyse ergibt sich, dass die WEA mit Schattenwurf-

abschaltmodulen ausgestattet werden müssen. Nähere Erläuterungen hierzu finden sich in 

Kap. 6.5.3.1 sowie in der Schattenwurfanalyse (siehe Anlage 11). 

Grundlage für eine Schattenwurfabschaltung sind die berechneten Zeiten, in denen es auf-

grund von Sonnenstand und geographischer Anordnung der Anlage zu Schattenwurf bei den 

Anliegern kommen kann. Mit Hilfe verschiedener Berechnungsprogramme können genaue 

Uhrzeiten, an denen Schattenwurf an den relevanten Immissionspunkten auftreten kann, für 

jeden Tag des Jahres bestimmt werden. 

Der Berechnung werden ein sog. „worst case“ zugrunde gelegt, d. h. es wird die Schattenwurf-

dauer für den Fall berechnet, dass die Sonne den ganzen Tag und an allen Tagen des Jahres 

scheinen würde (wolkenlos) und die Sonneneinstrahlung immer senkrecht zur sich drehenden 

Rotorkreisfläche steht. Zudem werden Stillstandzeiten der WEA und Windrichtung nicht be-

rücksichtigt. Tatsächlich werden die theoretischen Schattenwurfzeiten durch den Grad der Be-

wölkung und des Winkels des Rotors zur Sonneneinstrahlung sowie standortspezifische, sicht-

verschattende Elemente, wie z.B. Gehölze, die die Häuser umgeben, deutlich reduziert. 

Die konkreten technischen Einrichtungen der Betriebsführungssysteme sowie die zu program-

mierenden relevanten Schattenwurfabschaltzeiten sind im nachgelagerten Genehmigungsver-

fahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) festzusetzen. 

4.7 Infraschall 

Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 

kommt zu der Einschätzung, dass zwar messtechnisch nachgewiesen werden kann, dass 

WEA Infraschall verursachen, die festgestellten Infraschallpegel aber weit unterhalb der Wahr-

nehmungsschwelle des Menschen liegen und damit unerheblich sind (LANUV 2018). 

Das Umweltbundesamt hat eine Machbarkeitsstudie zu Wirkung von Infraschall in Auftrag ge-

geben (Krahé et al. 2014). Die Machbarkeitsstudie kommt nicht zu dem Ergebnis, dass von 

WEA unzumutbare Belastungen durch Infraschall ausgehen, vielmehr wurde ein Studiende-

sign für eine Lärmwirkungsstudie über Infraschallimmissionen entwickelt. Aufbauend auf die-

sen Erkenntnissen wurden Vorschläge für die Weiterentwicklung des Regelwerkes zum Im-

missionsschutz unterbreitet. In der Studie selber werden Auswirkungen des Infraschalls nicht 

ermittelt. Aus der Zusammenfassung der Machbarkeitsstudie ist zu entnehmen: „Für eine ne-

gative Auswirkung von Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten bislang 

keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, auch wenn zahlreiche For-

schungsbeiträge entsprechende Hypothesen postulieren.“ 

Im Faktenpapier Windenergie und Infraschall (Bürgerforum Energieland), welches von dem 

Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung im Mai 2015 

herausgegeben worden ist, wurden verschiedene Expertinnen und Experten befragt (HMWVL 

2015). Dieses Faktenpapier berücksichtigt neuste wissenschaftliche Forschungen zum Thema 

Infraschall bei WEA und stellt eine Zusammenschrift des derzeitigen Wissenstandes zu die-

sem Thema dar; auch internationale Studien zu Infraschall werden erläutert und bewerten. 
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Fazit: „Da die festgestellten Infraschalldruckpegel bereits bei niedrigen Entfernungen weit un-

terhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegen, haben sie keine negativen Wirkun-

gen auf die menschliche Gesundheit. Es gibt bisher keine wissenschaftlich abgesicherten Stu-

dien, die zeigen, dass Infraschall auch unterhalb der Hör- oder Wahrnehmungsschwelle ge-

sundheitliche Wirkungen haben kann“. 

Der von WEA erzeugte Infraschall liegt in deren Umgebung deutlich unterhalb der Wahrneh-

mungsgrenzen des Menschen. Nach heutigem Kenntnisstand sind schädliche Auswirkungen 

nicht zu erwarten. Gesundheitliche Wirkungen von Infraschall sind erst in solchen Fällen nach-

gewiesen, in denen die Hör- und Wahrnehmbarkeitsschwelle überschritten wurde. Nachge-

wiesene Wirkungen von Infraschall unterhalb dieser Schwelle liegen nicht vor. 

4.8 Tages- und Nachtkennzeichnung 

Allgemein gilt: Bei Anlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von über 100 m wird aus Flug-

sicherheitsgründen eine Tages- und Nachtkennzeichnung entsprechend der „Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen“ erforderlich.  

Bei Anlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von über 150 m sind zusätzliche Kennzeich-

nungspflichten am Maschinenhaus (Tageskennzeichnung) und am Turm (Tages- und Nacht-

kennzeichnung) erforderlich, welche ebenfalls in der o.g. Verwaltungsvorschrift geregelt sind. 

Nach dem Energiesammelgesetz ist eine Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK) ver-

pflichtend. Die genaue Art der Tages- und Nachtkennzeichnung ist im nachfolgenden Geneh-

migungsverfahren nach BImSchG zu regeln, wenn der konkrete Anlagentyp festgelegt wird. 

4.9 Brandschutz 

Die WEA erhalten jeweils ein Blitzschutzsystem. Sämtliche Anlagen sind durch Feuerwehr-

fahrzeuge über die vorhandenen Wege erreichbar. 

4.10 Eiswurf 

Eisbildung tritt bei Temperaturen um die 0°C auf bei gleichzeitig hoher Luftfeuchtigkeit. Der 

geplante Windpark liegt in einem Gebiet, in dem laut der Eiskarte Deutschland, FMI, nur eine 

mäßige Vereisung (8 -14 Tag / Jahr) auftritt.  

Die Anlagen unterliegen der Maschinenverordnung, durch deren Regelungen ein sicherer Be-

trieb der Anlagen gewährleistet wird. Die Gefahr des Eiswurfes kann zudem durch die Einrich-

tung einer Abschaltautomatik oder einer Rotorheizung deutlich minimiert werden. Dies kann 

grundsätzlich im Rahmen einer Nebenbestimmung zu der nachfolgenden Genehmigung nach 

dem BImSchG durch eine entsprechende Verpflichtung des Betreibers abgesichert werden.  

Entsprechende Regelungen zum Eisabwurf sind Gegenstand des nachfolgenden immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 
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5 Flächenübersicht 

Typ Fläche 

SO 1 Energieerzeugung 2,35 ha 

SO 2 Energiespeicherung 4,13 ha 

SO 3 Solare Strahlungsenergie 6,94 ha 

SO 4 Windenergienutzung 27,10 ha 

SO 5 Windenergienutzung 27,27 ha 

Verkehrsfläche 0,11 ha 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 

0,22 ha 

Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen im Sinne des BImSchG und Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

0,48 ha 

Summe Geltungsbereich 68,60 ha 
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6 Umweltbericht 

6.1 Einleitung 

Gemäß § 2 (4) BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umwelt-

schutzes, insbesondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im Rahmen 

einer Umweltprüfung zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewer-

ten. Hierbei sind vor allem die in § 1 (6) Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu berücksichtigen. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplanes in die Ab-

wägung einzustellen.  

Der Umweltbericht bildet gemäß § 2 a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Die 

nachfolgende Gliederung des Umweltberichtes orientiert sich an der Anlage 1 des BauGB. Die 

Die Eingriffsbilanzierung und Ausgleichsmaßnahmen für erhebliche Beeinträchtigungen sind 

ebenfalls Inhalt des Umweltberichts.  

Die ausführliche Fachplanung zur Berücksichtigung der artenschutzfachlichen Belange enthält 

der Artenschutzbeitrag (ASB), welcher Bestandteil der Verfahrensunterlagen zur 1. Flächen-

nutzungsplanänderung wird (Anlage 6).  

Im vorliegenden Umweltbericht wird, unter Berücksichtigung der Flächennutzungsplanebene, 

auf die erheblichen Beeinträchtigungen bzw. erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen ein-

gegangen. 

6.2 Inhalte und Ziele des Bauleitplanes 

Siehe Begründung (Kapitel 1 bis 5). 

6.3 In Fachgesetzen und Fachplänen festgelegte relevante Ziele 

des Umweltschutzes und Art der Berücksichtigung 

6.3.1 Fachgesetze 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Lt. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbesondere die Be-

lange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes zu berücksichtigen. Dies umfasst 

insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 

das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt. Des 

Weiteren sind die Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-

deutung und der europäischen Vogelschutzgebiete zu berücksichtigen. Weitere Belange sind 
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umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit, die Vermeidung 

von Emissionen sowie die Nutzung erneuerbarer Energien. 

Lt. § 1a BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträch-

tigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-

haltes in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Berücksichtigung im vorliegenden Planverfahren: 

In der vorliegenden 1. Änderung des Flächennutzungsplans werden im Umweltbericht sowie 

Artenschutzbeitrag (ASB) (Anlage 6) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche und Boden, 

Luft, Wasser, Klima und Landschaftsbild überschlägig ermittelt und berücksichtigt. Der Aus-

gleich wird im nachgelagerten Verfahren konkret geregelt. 

Die Emissionen und umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen werden mit der Vor-

lage von Schall- und Schattenwurfgutachten sowie Gutachten zur Geruchsemission und 

Blendwirkung berücksichtigt (Anlagen 9, 10, 11 und 12).  

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) 

Lt. § 1 BNatSchG sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebens-

grundlagen des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedel-

ten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und soweit erforder-

lich wiederherzustellen, dass die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-haushalts, die 

Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die Tier- und Pflan-

zenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sowie die Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit und der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 

Das LNatschG trifft diesbezüglich keine ergänzenden oder im Sinne von Artikel 72 Abs. 3 des 

Grundgesetzes abweichende Regelungen. 

§ 44 BNatSchG sieht bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng geschützte Tier- 

und Pflanzenarten vor. Diese Verbote richten sich zwar nicht an die Planungsebene, sondern 

untersagen konkrete Handlungen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist allerdings zu prü-

fen, ob die artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern. 

Gemäß § 44 (5) BNatSchG sind die Verbote des speziellen Artenschutzes für zulässige Vor-

haben innerhalb von Bebauungsplan-Gebieten nur anzuwenden, sofern und soweit Arten des 

Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogelarten betroffen sind.  

Eine vorhabensbedingte Betroffenheit ist grundsätzlich bei allen im Gebiet vorkommenden eu-

ropäischen Vogelarten (Brut- und Zugvögel) sowie bei den kollisionsgefährdeten Fledermaus-

arten gegeben. 

Vorkommen von Pflanzenarten aus Anhang IV der FFH-Richtlinie können anhand ihrer Ver-

breitungsgebiete und Habitatansprüche mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen wer-

den. Im Rahmen der Kartierung der Biotoptypen im Jahr 2018 ergaben sich keine Hinweise 

auf das Vorkommen von Pflanzenarten aus Anhang IV der FFH-Richtlinie. 
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Berücksichtigung im vorliegenden Planverfahren: 

Nicht vermeidbare erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und 

des Landschaftsbildes werden durch Ausgleichsmaßnahmen kompensiert, die im Rahmen des 

nachgelagerten Verfahrens geregelt werden. 

Aufgrund der Komplexität der artenschutzrechtlichen Vorgaben wird die Vereinbarkeit der Pla-

nung mit den Zielen des speziellen Artenschutzes in einem gesonderten Fachbeitrag darge-

stellt (siehe Anlage 6). 

Bundesimmissionsschutzgesetz 

Bezogen auf die von den in der 1. Änderung des Flächennutzungsplans vorgesehenen Nut-

zungen ausgehenden Emissionen ist das Bundesimmissionsschutzgesetz mit den entspre-

chenden Verordnungen zu berücksichtigen. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen durch Schall ist die TA-Lärm unter Berücksichtigung der 

neuen LAI-Hinweise zu berücksichtigen. Sofern sich eine Überschreitung der Immissionsricht-

werte auf der Grundlage der TA Lärm ergeben sollte, ist die Einhaltung der Immissionsricht-

werte durch einen schallreduzierten Betrieb der Anlagen durch entsprechende Auflagen im 

Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu verankern. Das entsprechende Fachgutachten ist 

in Anlage 10 enthalten. 

Zur Beurteilung, inwiefern die Wirkung von Schattenwurf im Sinne des Bundesimmissions-

schutzgesetzes als erhebliche Belästigung anzusehen ist, gibt es derzeit keine einheitliche 

Grundlage. Ebenfalls existieren keine verbindlichen Richtwerte. Nach den Empfehlungen des 

Staatlichen Umweltamtes Schleswig wird eine Schattenwurfdauer von bis zu 30 h pro Jahr und 

30 min pro Tag an einem Immissionspunkt für unkritisch gehalten. Diese Werte beziehen sich 

auf die astronomisch mögliche Schattenwurfdauer.  

Die Universität Kiel hat die Orientierungswerte von maximal 30 Stunden / Jahr durch eine 

Grundlagenstudie (Pohl et al. 1999) über Belästigungsgrad, Zumutbarkeit und Schädlichkeit 

von Rotorschattenwurf erarbeitet und die Orientierungswerte bestätigt. Diese astronomisch 

mögliche Dauer entspricht einer realen Schattenwurfdauer von ca. 7,5 – 8 Std. / Jahr. Der 

zweite Teil dieser Studie (Pohl et al. 2000) untermauert mit der Laborpilotstudie zusätzlich 

auch das täglich zumutbare Maximum von 30 Min. / Tag. Das tägliche Maximum von 30 Minu-

ten gilt als überschritten, wenn es an mehr als drei Tagen im Jahr auftritt.  

Diese Richtwerte bilden den derzeitigen Stand der Wissenschaft. Sie wurden den Ländern 

vom Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI 2002) zur Anwendung empfohlen. Das ent-

sprechende Fachgutachten ist in Anlage 11 enthalten. 

Zur Beurteilung der Geruchsimmission wird die Geruchsimmissions-Richtlinie -GIRL- berück-

sichtigt. Das entsprechende Fachgutachten ist in Anlage 6 enthalten. 

Zur Beurteilung der Blendwirkung werden folgende Empfehlungen und Hinweise berücksich-

tigt: 
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• Deutsche Lichttechnischen Gesellschaft (LiTG) e. V., Berlin: „Empfehlungen für die Mes-

sung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen künstlicher Lichtquellen 12.3“ 

vom Juni 2011 

• Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Län-

der-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI), mit Anhang 2 Empfehlungen zur Er-

mittlung, Beurteilung und Minderung der Blendwirkung von großflächigen Freiflächen-

Photovoltaikanlagen im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren, Stand: 08.10.2012 –

(Anlage 2: Stand 03.11.2015) 

Das entsprechende Fachgutachten ist in Anlage 9 enthalten. 

Berücksichtigung im vorliegenden Planverfahren: 

Der immissionsschutzrechtlichen Belange werden in der 1. Änderung des Flächennutzungs-

plans in Form von Fachgutachten behandelt. 

Um unzumutbare Belästigungen durch Schallimmissionen an den Wohnhäusern im Umfeld 

des geplanten Sondergebietes „Windenergienutzung“ ausschließen zu können, wurde für das 

geplante Vorhaben durch die Firma „reko Windenergie-Analysen“ eine Schallimmissionsprog-

nose erstellt (Reko GmbH & Co. KG 2024a) (siehe Anlage 10). 

Um unzumutbare Belästigungen durch Schattenwurf an den Wohnhäusern im Umfeld des 

Windparks ausschließen zu können, wurde durch die Firma „reko Windenergie-Analysen“ für 

den geplanten Windpark eine Schattenwurfanalyse erstellt (Reko GmbH & Co. KG 2024b) 

(siehe Anlage 11). 

Um unzumutbare Belästigungen durch Geruchsimmissionen im Umfeld der geplanten Ener-

gieerzeugungsanlage ausschließen zu können, wurde durch die Firma „SFI –Sachverständige 

für Immissionsschutz GmbH“ ein Geruchsimmissionsgutachten erstellt (SFI 2019a) (siehe An-

lage 8). 

Um unzumutbare Belästigungen durch Blendwirkungen im Umfeld der geplanten Solarthermie 

und Photovoltaik ausschließen zu können, wurde durch die Firma „SFI –Sachverständige für 

Immissionsschutz GmbH“ ein Blendgutachten erstellt (SFI 2019b) (siehe Anlage 9). 

6.3.2 Fachplanungen 

Siehe Begründung (Kapitel 2.2). 
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6.4 Wesentliche Datengrundlagen  

Folgende Fachgutachten wurden im Wesentlichen bei der Erstellung des Umweltberichts be-

rücksichtigt: 

Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit 

Für die Berücksichtigung des Schutzgutes Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit, 

im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wurden Gutachten zu Schall, Schattenwurf, Ge-

ruchsemissionen und Blendwirkung erstellt und bei der Planung werden berücksichtigt (siehe 

Anlagen 9 bis 12). 

Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt 

Beim Schutzgut Tiere werden die Tiergruppen Brut- und Rastvögel, Fledermäuse sowie Ha-

selmaus behandelt, da unter Berücksichtigung des allgemeinen Kenntnisstandes eine wesent-

liche Beeinträchtigung anderer Tiergruppen am vorgesehenen Standort nicht prognostiziert 

werden kann.  

Für das Schutzgut Pflanzen wurde in 2018 eine Biotoptypenkartierung im Bereich des Gel-

tungsbereiches durchgeführt. Diese Kartierung wurde in 2024 aktualisiert (siehe Anlage 1). 

Für die Avifauna liegen Untersuchungsergebnisse der Brutvögel aus dem Jahr 2016/2017 vor. 

Des Weiteren gibt es die Ergebnisse der Rastvogelkartierung 2016/2017 (siehe Anlage 2). 

Diese Erfassungen wurden für den Vorentwurf im Frühjahr 2019 für weitere Beurteilungen 

verwendet. Aufgrund des mittlerweile fortgeschrittenen Alters der Kartierungen wurden 2023 

Nachkartierungen (Erfassung kollisionsgefährdeter Brutvogelarten, Potenzialabschätzung 

Brutbestände, Potenzialabschätzung Tagvogelzug/Rastbestände) (siehe Anlage 4) durchge-

führt. Diese werden im weiteren Verfahren planerisch berücksichtigt. 

Eine Fledermauserfassung liegt nicht vor, da pauschale Abschaltzeiten vorgesehen sind. 

Für die Haselmaus als Anhang IV-Art wurde 2023 eine Erfassung und Gehölzbewertung auf 

Grundlage der zu dem Zeitpunkt vorgesehenen Planung durchgeführt. 

Im Artenschutzbeitrag (siehe Anlage 6) wird auf der Grundlage der vorgenannten Daten ge-

prüft, ob bei Umsetzung der Planung der. 1. Änderung des Flächennutzungsplanes arten-

schutzrechtliche Verbotstatbestände ausgelöst werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 

die artenschutzrechtliche Prüfung auf einer mittlerweile veralteten WEA-Planung im Bereich 

der SO 4 und SO 5 beruht, grundsätzliche Aussagen jedoch auch auf die hier vorgesehene 

Referenzanlage projiziert werden können. Im nachgelagerten Verfahren wird unter Berück-

sichtigung der dann konkret feststehenden Planung eine erneute artenschutzrechtliche Prü-

fung vorgenommen. 
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Schutzgut Boden 

Datenabfrage über das Umweltportal3 

Datenportal über DANord - Themenportale4 

Schutzgut Wasser, Luft und Klima 

Datenabfrage über das Umweltportal5 

Datenportal über DANord - Themenportale6 

Schutzgut Landschaft 

Datenabfrage über das Umweltportal7 

Sichtfeldanalyse über die Software WindPro 

Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Datenabfrage über das Landesamt für Denkmalpflege8 

6.5 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Es werden für die einzelnen Umweltschutzgüter die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-

nung beschrieben, wobei der Fokus insbesondere auf solche Auswirkungen gerichtet wird, die 

ein erhebliches nachteiliges Ausmaß erreichen oder erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne 

der Eingriffsregelung darstellen. 

Die Prognose der Auswirkungen setzt dabei zunächst eine Beschreibung und Bewertung des 

aktuellen Zustands voraus. Auch hierbei wird bereits auf die voraussichtlichen Betroffenheiten 

abgestellt. Darüber hinaus ist auch die weitere Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

zu beschreiben. 

 

3 https://umweltportal.schleswig-holstein.de/portal/, Abgerufen am 29.08.2024 

4 https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/appuebersicht/index.html?lang=de, Abgerufen am 29.08.2024 

5 https://umweltportal.schleswig-holstein.de/portal/, Abgerufen am 29.08.2024 

6 https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/appuebersicht/index.html?lang=de, Abgerufen am 29.08.2024 

7 https://umweltportal.schleswig-holstein.de/portal/, Abgerufen am 29.08.2024 

8https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-

behoerden/LD/Kulturdenkmale/Datenbank/_documents/Datenbankrecherche, Abgerufen am 29.08.2024 

https://umweltportal.schleswig-holstein.de/portal/
https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/appuebersicht/index.html?lang=de
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/portal/
https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/appuebersicht/index.html?lang=de
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/portal/
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/LD/Kulturdenkmale/Datenbank/_documents/Datenbankrecherche
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/LD/Kulturdenkmale/Datenbank/_documents/Datenbankrecherche
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6.5.1 Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzu-

stands 

6.5.1.1 Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 

Die dem geplanten sonstigen Sondergebiet „Windenergienutzung“ nächstgelegenen Nachbar-

siedlungen, Klein Gladebrügge, Mielsdorf, Altengörs und Dreggers liegen in ca. 800 m Entfer-

nung zu dem vorgesehenen Sondergebiet. Die dem geplanten sonstigen Sondergebiet „Wind-

energienutzung“ nächstgelegenen Einzelhäuser befinden sich bei Tegelbek in 400 m, bei 

Mielsdorf westlich der K 7 in ca. 500 m (Neue Ziegelei 1), ca. 680 m (Alte Ziegelei 1) und ca. 

740 m (Alte Ziegelei 3) Entfernung zum Sondergebiet sowie bei Altengörs westlich der Bahn-

strecke in ca. 590 m und 710 m Entfernung zum Sondergebiet.  

Die den sonstigen Sondergebieten SO 1, SO 2 und SO 3 nächstgelegene Wohnbebauung 

liegt südlich in ca. 50 m Entfernung und nördlich in ca. 330 m Entfernung. 

Die Geltungsbereichsflächen werden landwirtschaftlich als Ackerflächen genutzt.  

Der Landschaftsrahmenplan Planungsraum III – Neuaufstellung 2020 stellt in der Hauptkarte 

2 das Plangebiet als Gebiet mit besonderer Erholungseignung sowie als Knicklandschaft dar. 

Die landwirtschaftlich genutzten Flächen des geplanten Geltungsbereich selber haben jedoch 

keine besondere Bedeutung für die landschaftsgebundene Erholung, da die Wegeerschlie-

ßung überwiegend nicht durchgängig und / oder unbefestigt ist. Von besonderer Bedeutung 

für die Erholung ist das Travethal in > 650 m westlich des Geltungsbereichs. 

Im Landschaftsplan (Planungsbüro Wichmann 2001) ist auf der Westseite der K 11 die Neu-

ausweisung eines Rad- und Wanderweges zur Sicherung einer naturverträglichen Erholung 

vorgesehen. Aktuell verläuft der Radweg auf der Ostseite parallel der K 11.  

Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Traventhal (2002) ist westlich (entlang der K 11) sowie 

südlich der geplanten Sondergebiete SO1, SO2 und SO3 ein Wanderweg eingetragen, west-

lich zusätzlich ein Radweg.  

Eine Vorbelastung besteht durch die in ca. 3,5  km Entfernung östlich des geplanten Geltungs-

bereichs bei Neuengörs stehenden Windenergieanlagen. 

6.5.1.2 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Biotoptypen 

Methodik 

Für das Schutzgut Pflanzen wurde in 2018 durch die Planungsgruppe Grün eine Biotoptypen-

kartierung im Bereich der Sondergebiete durchgeführt. In 2024 wurden die Biotoptypen im 

Bereich der Sondergebiete SO 4 und SO 5 inkl. 200 m Puffer aktualisiert. 
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Grundlage für die Biotoptypenkartierung 2024 sind die Kartieranleitung und erläuterte Stan-

dardliste der Biotoptypen Schleswig-Holsteins (LfU 2024a) und die Erläuterung zur Kartierung 

der gesetzlich geschützten Biotope (LLUR 2022). Der Kartiermaßstab beträgt 1:2.000. 

Bei der Zuordnung von geschützten Biotopen sind die Hinweise LLUR (2022) berücksichtigt, 

zudem wurde die Unterschutzstellung von Arten- und strukturreichen Dauergrünländer seit der 

Novellierung des Landesnaturschutzgesetzes 2016 berücksichtigt. 

Die Bewertung der Biotoptypen erfolgte nach den „Hinweisen zur Anwendung der naturschutz-

rechtlichen Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitplanung“ (MELUR 2013). Demnach 

sind Biotope von allgemeiner und besonderer Bedeutung zu unterscheiden. Biotope von all-

gemeiner Bedeutung im Untersuchungsgebiet sind Äcker, Intensivgrünländer und Biotope der 

Wohnbebauung. Als Biotope von besonderer Bedeutung sind alle Wälder, Knicks, Gewässer, 

Gehölze (auch straßenbegleitende) und Ruderalfluren eingestuft. 

Es erfolgte ein Abgleich auf Vollständigkeit von Knicks und weiteren Biotoptypen mit den 

„Landschaftselementen“ gem. § 8  Abs. 1 Nr. 1 AgrarZahlVerpflV unter dem Feldblockfinder 

(MELUR 2018)9 bzw. mit den Daten der landesweiten Biotopkartierung (LfU 2024b) mit dem 

Ergebnis, dass alle dort registrierten Landschaftselemente und Biotope in der Kartierung auf-

genommen wurden. 

Eine detaillierte Beschreibung der Kartiermethode sowie des Ergebnis der Biotoptypenkartie-

rung ist als Anlage 1 „Biotoptypen Traventhal, Kartierung 2024“ beigefügt.  

 

Ergebnisse 

Von dem gesamten Untersuchungsgebiet (UG) in einer Größe von 236 ha fallen etwa 17,95 

ha unter den gesetzlichen Biotopschutz (7,6 % Flächenanteil). Etwa 28,55 ha werden mit einer 

„besonderen Bedeutung für den Naturschutz“ bewertet (12 % Flächenanteil).  

Flächenmäßig ist das UG mit 82 % von Ackerflächen mit einer allgemeinen Bedeutung für den 

Naturschutz dominiert.  

Besonders wertgebend und bestandsprägend sind die zahlreichen Knicks, die die Ackerland-

schaft gliedern und insgesamt 4,4 % des UG-Flächenanteils einnehmen. Knicks unterliegen 

dem Biotopschutz nach § 21 Absatz 1 Nummer 4 LNatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG. 

Über das UG verteilt liegen einige kleine Stillgewässer in einer Größenordnung von 250-

4.000 m² vor, die ab einer Flächengröße von ca. 200 m² nach § 30 BNatSchG gesetzlich ge-

schützt sind. 

Im Osten des UG befindet sich die stellenweise tief eingekerbte Bachschlucht des Tegelbek / 

der Mielsdorfer Au. Über weite Strecken ist der naturnahe und gesetzlich geschützte Bach 

durch Wälder und Gehölzbestände gesäumt. Die Grenze zwischen den ebenfalls gesetzlich 

geschützten Erlen- und Eschenwäldern, die den Auwäldern zuzuordnen sind und dem 

 

9 Landschaftselemente im Feldblockfinder, Webgis-Abfrage unter http://umweltdaten.landsh.de/feldblockfin-

der/script/index.php. Letzter Zugriff am 17.01.2019. 
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angrenzenden Laubwald oberhalb der eigentlichen Aue wurde anhand der Höhenlage (auf 

Grundlage der DGK 1:5.000) gezogen. 

Geschützte Biotope im Geltungsbereich 

Die in Abbildung 7 und Tabelle 2 dargestellten geschützten Biotope befinden sich innerhalb 

des Geltungsbereiches und werden daher gesondert dargestellt.  

 

Abbildung 7: Auszug aus Karte 4, LP Traventhal: Biotope im Eingriffsbereich 

 

Das Biotop SZ 5/ SK 32 befindet sich östlich der K11 (Kreisstraße zwischen Traventhal und 

Klein-Gladebrügge) innerhalb des geplanten SO 3 „Solare Strahlungsenergie“ und wird durch 

ruderalisierte Biotope geprägt: Neben einem Rohrglanzgrasröhricht von ca. 600 m² (gesetzlich 

geschützt) befinden sich Ruderalfluren und -gebüsche (Himbeer- und Brombeergebüsch) auf 

der Fläche.  

Die Fläche SK 28 befindet sich östlich der L83 im Nordosten des Gemeindegebietes innerhalb 

des geplanten SO 4 „Windenergienutzung“. Diese Fläche war zum Erfassungszeitpunkt zwar 

trockengefallen, aber noch deutlich als (temporäres) Stillgewässer erkennbar. Weitere Hin-

weise folgen in Tabelle 2.  

Weitere geschützte Biotope in Form von Knicks, Auwäldern, Artenreichen Steilhängen, Still-

gewässern und regelmäßig überschwemmten Bereichen sind den Karten 1a-1c sowie der Ta-

belle 1 der Anlage 1 zu entnehmen. Die Ergebnisse der landesweiten Biotopkartierung (LfU 

2024b) wurden bei der Auswertung berücksichtigt. 

 

SZ5/  
SK 32 

SK28 
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Tabelle 2:  Biotopbeschreibungen und aktueller Zustand der geschützten Biotope im Gel-
tungsbereich 

Biotopnummer 
und Biotop-/Nut-
zungstyp gem. 
Landschaftsplan 

Angaben im Landschafts-
plan (Gemeinde Travent-
hal 2001) 

Erfassung 2018 und Grundlagen des Bio-
topschutzes 

SK 32 (Stillgewäs-
ser) (an SZ 5 an-
grenzend) 

./.  

Keine Beschreibung vorhan-
den 

Kein Stillgewässercharakter vorhanden, ver-
mutlich entspricht der Bestand mit Rohrglanz-
gras (NRr) dem ehemaligen Stillgewässer 

➔ Geschütztes Biotop gem. § 30 
BNatSchG  

Grundlage für Biotopschutz: Kartieranleitung 
und Biotopschlüssel für die Biotopkartierung 
Schleswig-Holstein (LLUR 2018), Seite IV-252: 
Rohrglanzgras-Röhricht (NRr): Geschütztes 
Biotop gem. §30 (2) Nr. 2 BNatSchG (BiotopV 
(1) Nr. 2c (Mindestfläche 100 m² bei einer Min-
destbreite von 2 m)) 

SZ 5  (Sonstige 
Sukzessionsfläche) 

(an SK 32 angren-
zend) 

Feuchte Senke inmitten ei-
ner Ackerfläche östlich ei-
nes Kleingewässers (SK 
32), von Feuchtezeigern do-
miniert, zum Teil auch Still-
gewässervegetation ausge-
bildet, Größe ca. 2.500 m² 

Biotoptypen RHm (viel Brennnessel, Wiesen-
Segge, Rohrglanzgras) und RHr (Brombeer- 
und Himbeerdominanzbestände), Größe ca. 
1.500 m² 

SK 28 (Stillgewäs-
ser) 

Gewässer im Frühsommer 
der Erfassung für den LP 
ausgetrocknet. Weitere Be-
schreibung: vernetzte Lage, 
flache Ufer, Gehölzsaum/ 
Beschattung durch Knickge-
hölze, Laichgewässer für 3 
besonders geschützte Am-
phibien und eine extrem sel-
tene Libellenart. Gemäß 
Leitbild des LP ist dieses 
Gewässer besonders 
schutzwürdig. Struktureller 
Zustand: I (natürlich bis na-
turnah) 

Im Herbst 2018 ausgetrocknetes Gewässer 
(FSe oder FSy, zum Erfassungszeitpunkt nicht 
bestimmbar), Ufervegetation mit Rohrkolben- 
und Schilfröhricht sowie Flutrasenvegetation 
(NRs). 

Eingebettet in größere Sukzessionsfläche 
(Umsetzung gem. Leitbild des LP)  

➔ Geschütztes Biotop gem. § 30 
BNatSchG  

Grundlage für Biotopschutz: Kartieranleitung 
und Biotopschlüssel für die Biotopkartierung 
Schleswig-Holstein (LLUR 2018), Seite IV-240: 
Eutrophes Stillgewässer (FSe) oder Sonstiges 
Stillgewässer (FSy); Geschütztes Biotop gem. 
§30 (2) Nr. 1 BNatSchG (BiotopV (1) Nr. 1b 
(Mindestfläche 200 m²) und Seite IV-252: 
Schilf-, Rohrkolben-, Teichsimsen-Röhricht 
(NRs): Geschütztes Biotop gem. §30 (2) Nr. 2 
BNatSchG (BiotopV (1) Nr. 2c (Mindestfläche 
100 m² bei einer Mindestbreite von 2 m)) 

 

 

 

 



1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB Seite 29 

  

Avifauna 

Die Erfassung der Avifauna erfolgte in den Jahren 2016 und 2017 durch Gunther Braun im 

Umkreis bis ca. 3 km um die zwei Teilbereiche des geplanten Sondergebietes „Windenergie-

nutzung“. Das Untersuchungsgebiet hat eine Größe von ca. 4.178 ha und ist in 4 Teilgebiete 

aufgeteilt. Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes sowie der Teilgebiete ist in den Karten 

2a bis 2c im Anhang dargestellt. 

Für die Brutvögel erfolgte eine Kartierung von Juni bis August 2016 und von März/April bis Mai 

2017. Die Kartierung der Standvögel, Durchzügler und Wintergäste erfolgte von September 

2016 bis März 2017. 

Zur Erfassung der Brutvögel wurde im gesamten Untersuchungsraum an 16 Tagen Zählungen 

nach der Punkt-Stopp-Methode durchgeführt. In den Monaten Juni 2016 erfolgte die Zählung 

jeweils 4 x pro Monat, im Juli 2016 2 x, im August 2016 3 x, im März 2017 1 x, im April 2017 3 

x, im Mai 2017 3 x. 

Zur Erfassung der Rastvögel wurde im gesamten Untersuchungsraum an 21 Tagen Zählungen 

nach der Punkt-Stopp-Methode durchgeführt. In den Monaten September 2016 erfolgte die 

Zählung jeweils 3 x pro Monat, im Oktober 2016 2 x, im November 2016 4 x, im Dezember 

2016 3 x, im Januar 2017 3 x, im Februar 2017 3 x, im März 2017 3 x. 

Die Karten 2a bis 2c mit den Ergebnissen sind in der Anlage 2 beigefügt. Auf den Karten sind 

nur die planungsrelevanten Arten (Brutvögel: Rote Liste- und WEA-empfindliche Arten, Gast- 

und Rastvögel: Groß- und Greifvögel und Gänse, Enten und Limikolen) dargestellt. Innerhalb 

des 500m-Umkreises um den Geltungsbereich kommen folgende Arten vor: Goldammer, 

Neuntöter, Star, Feldsperling, Feldlerche, Bluthänfling, Turteltaube, Grünspecht, Teichhuhn,  

Knäkente, Stockente, Krickente, Blässgans, Kiebitz, Mäusebussard, Sperber und Graureiher. 

Von den aufgeführten Arten gelten lediglich Kiebitz und Feldlerche als WEA-sensibel. 

In 2022/2023 wurde das Brutvogelvorkommen kollisionsgefährdeter Arten in einem 5 km gro-

ßen Umgebungsbereich um die WEA-Planung (Frühjahr 2023) überprüft. Davon wurde im 1,5 

km Umgebungsbereich nach den Vorgaben des LfU (2023) eine flächendeckende Nestkartie-

rung hinsichtlich der relevanten Brutvogelarten und im 5 km Umgebungsbereich eine Recher-

che der bekannten Neststandorte beim LfU (LANIS SH & LfU 2024) sowie der OAGSH 

(OAGSH/HH/ORNITHO.DE/DDA 2023)10 durchgeführt. Zusätzlich konnten über Flugbeobach-

tungen im Jahr 2023 Rückschlüsse auf Neststandorte von Baumfalke und Wespenbussard 

sowie Weihen gezogen werden. Ein Vorkommen der Sumpfohreule kann aufgrund der Ver-

breitung der Art ausgeschlossen werden (Koop & Berndt 2024). 

Zudem wurde eine Potenzialanalyse für weitere mögliche Brut- und Rastvogelvorkommen 

durchgeführt. 

 

10 OAGSH/HH/ornitho.de/DDA (2023) Daten zu Brutvorkommen bei Traventhal aus dem Meldeportal ornitho.de. 

abgefragt am 23.03.2023.   
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Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die WEA-Planung teilweise innerhalb des zent-

ralen Prüfbereichs des Weißstorchs liegt. Zudem liegt die WEA-Planung (teilweise) innerhalb 

des erweiterten Prüfbereichs des Seeadlers, des Rotmilans, des Weißstorchs und des Uhus. 

Fledermäuse 

Westlich des Geltungsbereichs liegt das FFH-Gebiet Travethal (2127-391). Der Abstand zum 

geplanten sonstigen Sondergebiet „Windenergienutzung“ beträgt > 1.650 m. Das FFH-Gebiet 

ist in den „Empfehlungen zur Berücksichtigung tierökologischer Belange bei Windenergiepla-

nungen in Schleswig-Holstein“ (LLUR SH 2008) auf Karte 3 als NATURA 2000-Gebiet mit dem 

Schutzziel Fledermäuse (Begründung: Erhalt insbesondere der besonders seltenen Teichfle-

dermaus und Bechsteinfledermaus, für die Schleswig-Holstein eine besondere Verantwortung 

hat) dargestellt. Zu diesen Gebieten wird ein Mindestabstand von 1.000 m für Windenergie-

vorhaben empfohlen.  

In > 3.270 m Entfernung zum geplanten Sondergebiet „Windenergienutzung“ befindet sich das 

FFH-Gebiet Segeberger Kalkberghöhlen (2017–302). Dieses FFH-Gebiet ist in den o.g. Emp-

fehlungen des LLUR 2008) als großes Fledermauswinterquartiere mit besonderer Bedeutung 

gekennzeichnet (Begründung: Bedeutende und sehr bedeutende Winterquartiere, hohe Fle-

dermausdichten bei Aufsuchen und Verlassen der Quartiere). Zu diesem Gebiet wird ein Min-

destabstand von 3.000 m für Windenergievorhaben empfohlen.  

Die oben genannten Abstandsempfehlungen werden durch das geplante Vorhaben eingehal-

ten. Durch die Freihaltung der aufgeführten Gebiete von Windenergienutzung können erheb-

liche Beeinträchtigungen von Fledermäusen vermieden werden. In einigen Gebieten kann 

aber auf der Grundlage von vorher durchzuführenden Untersuchungen entschieden werden, 

ob dennoch eine Windenergienutzung möglich ist (vgl. LLUR SH 2008, S. 69). 

Für einige Fledermausarten besteht ein erhöhtes Risiko an Windenergieanlagen zu verunglü-

cken. Nähere Informationen zur Gefährdung von Fledermäusen mit Windenergieanlagen lie-

fert die Arbeitshilfe „Landesamt für Natur und Umwelt, heute LLUR (2008): Empfehlungen zur 

Berücksichtigung tierökologischer Belange bei Windenergieplanungen in Schleswig-Holstein“.  

Ein besonderes Kollisionsrisiko wurde aufgrund von zufälligen Funden und systematischen 

Schlagopferuntersuchungen für folgende in Schleswig-Holstein vorkommende Arten festge-

stellt: 

• Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 

• Kleine Abendsegler (Nyctalus leisleri) 

• Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) 

• Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

Schlagempfindlich sind ebenfalls: 

• Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) 

• und Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) 
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Wegen der ungenauen Vorhersagemöglichkeit der bodennahen Erfassung und wegen der 

Vorhersagenungenauigkeit von Daten aus Höhenerfassungen zu weiter entfernten WEA, wird 

gemäß Aussage der Arbeitsgruppe „Windkraft und Artenschutz“ seitens der Genehmigungs-

behörde und der Naturschutzbehörden akzeptiert, dass auf eine Untersuchung vor Genehmi-

gungserteilung unter der Voraussetzung der Einrichtung einer Standardabschaltung (pau-

schale Abschaltzeiten) verzichtet werden kann (Arbeitsgruppe „Windkraft und Artenschutz“ im 

Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes 

Schleswig-Holstein (MELUND) und im Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 

Räume des Landes Schleswig-Holstein (LLUR), 2017: Integration artenschutzrechtlicher Vor-

gaben in Windkraftgenehmigungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), S. 

15ff). 

Für das geplanten Vorhaben wird vor diesem Hintergrund auf Fledermausuntersuchungen vor 

Genehmigungserteilung verzichtet. Zur Vermeidung des Tötungsverbots gemäß § 44 Abs. 1 

Nr. BNatSchG für schlaggefährdete Fledermausarten werden während der Aktivitätszeiten lo-

kaler und ziehender Fledermausvorkommen pauschale Abschaltzeiten vorgesehen. 

Haselmaus 

Im Jahr 2023 wurden Haselmausuntersuchungen durchgeführt. Die zu dem damaligen be-

troffenen Gehölze I bis X wurden im Zeitraum April 2023 bis November 2023 im Rahmen von 

8 Begehungen auf den Besatz durch Haselmäuse untersucht. 

Bei den durchgeführten Erfassungen von April bis November 2023 wurde die Haselmaus 

durch Sichtungen von Individuen und durch den Fund charakteristischer Nester in sieben von 

insgesamt zehn untersuchten Gehölzen nachgewiesen. Dem Vorhabengebiet wird eine hohe 

Bedeutung als Lebensraum für die Haselmaus zugeordnet. Eine Übersicht der Ergebnisse der 

Kartierung und die ausführliche Darstellung des Untersuchungsdesigns sowie der Ergebnisse 

der einzelnen Begehungen sind dem Haselmausgutachten zu entnehmen (BioConsult SH 

2023). 

Amphibien 

Es wurden für die Planung keine gezielten Amphibienerfassungen durchgeführt. Da jedoch im 

Umfeld des Geltungsbereiches der 1. Flächennutzungsplanänderung potenzielle Laichgewäs-

ser, Sommer- und Überwinterungslebensräume vorhanden sind, kann ein Vorkommen von 

Amphibien nicht ausgeschlossen werden. Insbesondere drei der acht in Schleswig-Holstein zu 

erwartenden Anhang IV-Arten können potenziell im Planungsgebiet vorkommen: 

• Kammmolch (Triturus cristatus) 

• Eu. Laubfrosch (Hyla arborea) 

• Moorfrosch (Rana arvalis) 
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6.5.1.3 Fläche und Boden 

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Einheit „Schleswig-Holsteinisches Hügelland“. Die 

sonstigen Sondergebiete Energieerzeugung, Energiespeicherung und solare Strahlungsener-

gie (SO 1, SO 2, SO 3) haben gem. Umweltportal Schleswig-Holstein11 „Parabraunerde“ und 

„Parabraunerde-Braunerde“. Das sonstigen Sondergebiet „Windenergienutzung“ (SO 4 und 

SO 5) weist „Parabraunerde“ auf. Die Böden sind von allgemeiner Bedeutung für den Natur-

schutz. In den Monaten Mai bis September (Sommer) ist für die landwirtschaftlich als Acker 

genutzten Böden im Geltungsbereich von einer sehr geringen Verdichtungsempfindlichkeit im 

Unterboden auszugehen, in den Monaten Oktober bis April (Winter) hingegen mit einer mittle-

ren Verdichtungsempfindlichkeit im Unterboden. 

6.5.1.4 Wasser 

Innerhalb des Geltungsbereichs, bzw. im Randbereich auf der Westseite des SO 4 befindet 

sich ein kleines Stillgewässer.  

Östlich außerhalb des Sondergebietes „Windenergienutzung“ verläuft die Tegelbek / Mielsdor-

fer Aue. Es wird ein Abstand zum potenziellen Talraum des Gewässers Tegelbek von min. 40 

m eingehalten. Die derzeit geplanten WEA-Standorte der Referenzanlage und die Zuwegung 

halten einen mindestens genauso großen bzw. noch größeren Abstand ein. 

Westlich des SO 3 solare Strahlungsenergie in > 650 m Entfernung verläuft die Trave. 

Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten und Trinkwassergewin-

nungsgebieten12. 

6.5.1.5 Klima/Luft 

Allgemein weht der Wind aus Südwesten und Westen, seltener aus Nord- oder Südosten. 

Niederschläge nehmen von Nordwesten nach Südosten ab. Die Kontinentalität des Klimas 

nimmt in gleichem Maße zu. Die Jahresmitteltemperatur beträgt 8,2°C, die mittlere Jahresnie-

derschlagsmenge beträgt 789 mm. Ein Gebiet von örtlicher klimatischer Bedeutung ist das 

Travethal. Kleinklimarelevante Frischluftentstehungsgebiete (Wälder) sind in der Gemeinde 

kaum vorhanden (Planungsbüro Wichmann 2001). 

6.5.1.6 Landschaft 

Eine flach wellige bis stark hügelige Geländegestalt mit länglich eingeschnittenen, unregelmä-

ßigen Hohlformen (z.B. Bachschluchten, Steilhänge) und die großflächige Talung der Trave 

ist typisch für die Ausformung der Landschaftsgestalt und prägt somit die Eigenart des 

 

11 Umweltportal Schleswig-Holstein: https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite, aufgerufen am 

15.08.2024 

12 Umweltportal Schleswig-Holstein: https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite, aufgerufen am 

15.08.2024 

https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/startseite
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Traventhaler Landschaftsbildes. Der Nordteil der Gemeinde ist durch eine starke Reliefenergie 

geprägt, in der Nordspitze finden sich die höchsten Erhebungen im Planungsraum. Der Süden 

und Südosten, wo der Geltungsbereich des geplanten Vorhabens liegt, ist flach welliger. Deut-

lich ist die Geländekante des Travethal im Westen erkennbar. 

Das Landschaftsbild der Gemeinde Traventhal wird geprägt durch eine flach wellige Gelände-

gestalt mit eingeschnittenen Bachschluchten, die Talräume der Trave und der unteren Tegel-

bek, Knicks mit Überhältern, Einzelbäumen, Baumreihen und Kleingewässern auf überwie-

gend ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen Flächen, einige kleinere Laubmischwaldge-

biete im Süden des Gemeindegebietes.  

Ein besonders attraktiver Raum für die landschaftsgebunden Feierabend- und Naherholung 

ist das Travetal, an dessen Hangkante z.T. weite Einblicke in die Landschaft möglich sind. 

Erholungsformen in der Gemeinde sind hauptsächlich Wandern, Radfahren, Spazierengehen 

(Planungsbüro Wichmann 2001). 

In Hauptkarte 2 des Landschaftsrahmenplans Planungsraum III – Neuaufstellung 2020 werden 

die Flächen nördlich der K 10 und K 84 als historische Kulturlandschaften „Knicklandschaft“ 

dargestellt. Das gesamte Gebiet wird als Gebiet mit besonderer Erholungsfunktion dargestellt.  

Im weiteren Betrachtungsraum bis ca. 3.742,5 m (15-fache Anlagenhöhe der vorgesehenen 

Windenergieanlagen im SO 4 und SO5) (siehe Anlage 7) liegt im Norden das Stadtgebiet von 

Bad Segeberg (Gewerbegebiet) und im Nordosten die A20, die den Raum hier überprägt. 

Diese Bereiche werden mit einer geringen Bedeutung für das Landschaftsbild bewertet. 

Im Osten steht der Windpark Neuengörs in ca. 3 km Entfernung. Der Betrachtungsraum des 

Windparks Neuengörs (150 m * 15 = 2.250. m) überschneidet sich mit dem Betrachtungsraum 

des geplanten Windparkvorhabens in Traventhal (249,5 m * 15 = 3.742,5 m). Der für das Be-

bauungsplanverfahren in Neuengörs festgestellte Wert ist geringe bis mittlere Bedeutung. D. 

h. der Westen des Betrachtungsraums Neuengörs und der Osten des Betrachtungsraums Tra-

venthal überlappen sich in erheblicher Weise. Damit ist für den Schnittmengenraum der beiden 

Windparkplanungen eine Landschaftsbildbewertung im Rahmen der Genehmigungsplanung 

für den Windpark Neuengörs bereits erfolgt. Das Landschaftsbild wurde dort mit gering bis 

mittel bewertet. Der Überschneidungsbereich ist zwischenzeitlich durch die Realisierung des 

Windparks Neuengörs vorbelastet und überprägt. 

Im Westen des Betrachtungsraums sind hochwertige Landschaftsbildräume (LSG und FFH-

Gebiet). Diese liegen aber aufgrund der Topografie in teilweise sichtverschatteten Bereichen. 

Unter Berücksichtigung des weiteren Betrachtungsraums bis ca. 3.742,5 m (siehe Anlage 7) 

wird das Landschaftsbild im Durchschnitt mit gering bis mittel bewertet. 
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6.5.1.7 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

In der Gemeinde Traventhal sind das Landgestüt, der Schlossgarten sowie die Ehrenmalan-

lage als Kulturdenkmale in die Liste des Landesamtes für Denkmalpflege eingetragen13.  

Im Flächennutzungsplan (2002) und im Landschaftsplan (2001) sind im Nahbereich der K 84 

auf der nordwestlichen Seite sowie auf den Flächen südlich der K 84 archäologische Denk-

male eingetragen. Auf der überplanten Fläche des Geltungsbereichs, insbesondere des SO 5 

sind daher archäologische Funde möglich.  

6.5.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung 

der Planung 

Ohne die Realisierung des Vorhabens würde im Planungsgebiet weiterhin die derzeitige Struk-

tur und Nutzung (Landwirtschaft) verbleiben. Die Nutzung als landwirtschaftliche Nutzfläche 

und die damit verbundenen Auswirkungen würden bestehen bleiben.  

Der Verzicht auf Bau und Betrieb des Vorhabens würde bedeuten, dass weniger regenerative 

Energien genutzt werden und dass statt dieser regenerativen Energiequelle andere meist end-

liche Primärenergien mit erhöhtem Schadstoffausstoß genutzt werden müssten, die sich ne-

gativ auf die Umwelt auswirken. 

6.5.3 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Pla-

nung 

Nachfolgend werden die Auswirkungen, die durch die Umsetzung der Planung verursacht wer-

den, prognostiziert und beurteilt. Die Auswirkungen werden dabei für die einzelnen Umwelt-

schutzgüter beschrieben, auch unter Berücksichtigung von Wechselwirkungen. Die Beschrei-

bung und Darstellung der Umweltauswirkungen hat den für die vorliegende Planung erforder-

lichen Detaillierungsgrad. Die getroffenen Aussagen müssen bei einer höheren Detailschärfe 

im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG ggf. konkretisiert werden. 

6.5.3.1 Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit 

Optisch bedrängende Wirkung  

Von den in SO 4 und SO 5 vorgesehenen Windenergieanlagen wird zu den Siedlungsnutzun-

gen ein Schutzabstand von mindestens 570 m eingehalten. Die den SO Windenergienutzung 

nächstgelegenen Einzelhäuser befinden sich bei Tegelbek in 400 m und bei Mielsdorf in ca. 

500 m Entfernung. Unter Berücksichtigung der derzeit geplanten WEA-Standorte besteht eine 

Entfernung von min. 580 m zu Einzelhäusern im Außenbereich und zu Wohnhäusern im Sied-

lungszusammenhang ein Abstand von 830 m. 

 

13 https://efi2.schleswig-holstein.de/kulturdenkmalsuche/, abgerufen am 29.08.2024 

https://efi2.schleswig-holstein.de/kulturdenkmalsuche/
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Nach dem „Gesetz zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerba-

ren Energien im Städtebaurecht“ (m. W. v. 01.02.2023), Artikel 2, wird folgende Ergänzung im 

Baugesetzbuch vorgenommen: 

„Dem § 249 wird folgender Absatz 10 angefügt: Der öffentliche Belang einer optisch bedrän-

genden Wirkung steht einem Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, das der Erforschung, 

Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, in der Regel nicht entgegen, wenn der Ab-

stand von der Mitte des Mastfußes der Windenergieanlage bis zu einer zulässigen baulichen 

Nutzung zu Wohnzwecken mindestens der zweifachen Höhe der Windenergieanlage ent-

spricht. Höhe im Sinne des Satzes 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors.“ 

Bei der hier geplanten maximalen Anlagenhöhe von 249,5 m wird der Abstand der zweifachen 

WEA-Gesamthöhe (499 m) unter Berücksichtigung der derzeit vorgesehenen WEA-

Standorten in den SO 4 und SO 5 Windenergienutzung zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

sowohl im Außenbereich als auch im Siedlungszusammenhang eingehalten. Eine optisch be-

drängende Wirkung auf Wohnhäuser ist nicht gegeben. Vor diesem Hintergrund ist nicht von 

einer optisch bedrängenden Wirkung durch die geplanten WEA auszugehen. 

Es ist zu berücksichtigen, dass sich die Einzelhäuser im planerischen Außenbereich befinden. 

Wer im Außenbereich wohnt, muss grundsätzlich mit der Errichtung der für diesen Bereich 

privilegierten Vorhaben rechnen. Der Schutzanspruch entfällt zwar im Außenbereich nicht, je-

doch vermindert er sich dahingehend, dass dem Betroffenen eher Maßnahmen zumutbar sind, 

durch die er den Wirkungen der WEA ausweicht oder sich vor ihnen schützt (OVG NRW, Be-

schlüsse vom 03.09.1999 – 10B939/99, vom 09.07.2002 – 10B 669/02 und vom 12.01.2006 – 

8A 2258/03). 

Von den Sondergebieten SO 1 bis SO 3 ist nur beim SO 1 von einer möglicherweise optisch 

bedrängenden Wirkung auszugehen. Die Fläche dieser drei Sondergebiete ist so angelegt, 

dass das SO 1, von dem potenziell optisch und akustisch die meisten Auswirkungen zu erwar-

ten sind, von der südlich gelegenen Wohnbebauung am weitesten entfernt ist (mindestens ca. 

240 m). Des Weiteren ist vorgesehen, auf der Fläche nördlich der Wohnbebauung Blend-

schutzmaßnahmen (hier zum Schutz vor Blendwirkungen aus den Anlagen der Solarthermie 

und Photovoltaik) einschließlich Bepflanzungen durchzuführen. Hierdurch wird eine zusätzli-

che optische Abschirmung erreicht. 

Schallimmissionen 

Um unzumutbare Belästigungen durch Schallimmissionen an den Wohnhäusern im Umfeld 

des geplanten Sondergebietes „Windenergienutzung“ ausschließen zu können, wurde für das 

geplante Vorhaben durch die Firma „reko Windenergie-Analysen“ eine Schallimmissionsprog-

nose erstellt (Reko GmbH & Co. KG 2024a) (Anlage 10). 

In dieser Prognose werden die vorgesehenen vier Windenergieanlagen (im SO 4 und SO 5) 

und die geplante Erzeugung und Umwandlung von erneuerbarer Energie im SO 1 sowie vor-

handene Vorbelastungen berücksichtigt. 
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Als Vorbelastungen werden elf bestehende Windkraftanlagen, eine Biogasanlage und eine 

Kleinwindanlage berücksichtigt. 

Alle Wohngebäude, die sich in der näheren Umgebung zu den geplanten Windkraftanlagen 

oder zum SO 1 (geplante Erzeugung und Umwandlung von erneuerbarer Energie) befinden, 

wurden auf die zu erwartende Belastung durch die Geräuschimmission hin untersucht. 

Dem Schallgutachten liegen die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm zu Grunde. Gemäß TA-

Lärm sind für die schalltechnische Beurteilung außerhalb von Gebäuden je nach Art der bau-

lichen Nutzung verschiedene Immissionsrichtwerte heranzuziehen. 

Maßgeblich für die Einhaltung von Immissionsrichtwerten sind die Nachtstunden von 22:00 

Uhr bis 6:00 Uhr, da in diesem Zeitraum niedrigere Immissionsrichtwerte gelten. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass gegen die Errichtung der geplanten Windener-

gieanlagen sowie der geplanten Erzeugung und Umwandlung von erneuerbarer Energien (SO 

1), im Falle einer Beurteilung nach der TA-Lärm inkl. Berücksichtigung der LAI-Hinweise unter 

folgenden Voraussetzungen keine Bedenken bestehen: 

• Die für die Untersuchung zugrunde gelegten Schallleistungspegel der Windenergieanla-

gen werden eingehalten, 

• die für die Berechnung verwendeten Nabenhöhen werden nicht erhöht, 

• der Standort der Windenergieanlage wird nicht verändert und 

• es werden keine bauplanungstechnisch relevanten auffälligen Einzeltöne oder impulsar-

tige Geräusche von der Anlage abgestrahlt. 

Die genauen Standorte der WEA sowie Typ und Höhe der Anlagen werden im immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsbescheid festgelegt. 

Schattenwurf durch Windenergieanlagen 

Um unzumutbare Belästigungen durch Schattenwurf an den Wohnhäusern im Umfeld des 

Windparks ausschließen zu können, wurde durch die Firma „reko Windenergie-Analysen“ für 

den geplanten Windpark eine Schattenwurfanalyse erstellt (Reko GmbH & Co. KG 2024b) 

(Anlage 11). 

Als Beurteilungsgrundlage für die Beeinträchtigung durch Schattenwurf dient eine Veröffentli-

chung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI 2020). 

Nach dieser Vorgabe soll eine astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 

30 h/Jahr oder 30 min/Tag nicht überschritten werden. 

Für die Schattenwurfberechnung wurden vier Enercon-Anlagen vom Typ E-175 EP5 E2 7,0 

MW mit 162 m Nabenhöhe zugrunde gelegt. 

Die Untersuchung zeigt, dass die geplanten WEA an mehreren Immissionspunkten (IP 02 bis 

IP 09c und IP 14 bis IP 29b) periodischen Schlagschatten oberhalb der Richtwerte verursa-

chen. 



1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB Seite 37 

  

Dementsprechend kann festgehalten werden, dass die geplanten Windenergieanlagen mit ei-

nem Schattenwurfabschaltmodul ausgestattet werden müssen, um das Einhalten der Richt-

werte zu gewährleisten. Die Richtwerte sind „worst-case“ mit maximal 30 h / Jahr und maximal 

30 min / Tag definiert worden. 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben (Ausstattung der WEA mit einem Schattenwurfabschalt-

modul) stehen der Errichtung der Enercon Windkraftanlagen vom Typ E-175 EP5 E2 7,0 MW 

an diesem Standort keine schattenwurftechnischen Belange entgegen. 

Entsprechende Auflagen werden im nachfolgenden Genehmigungsbescheid nach BImSchG 

verankert. 

Geruchsimmissionen durch Energieerzeugung 

Mögliche Geruchsimmissionen können bei der Energieerzeugung aus Biomasse auftreten. Für 

alle anderen Sondergebiete der 1. Flächennutzungsplanänderung werden relevante, anlagen-

bezogene Geruchsimmissionen ausgeschlossen.  

Um unzumutbare Belästigungen durch Geruchsimmissionen im Umfeld der geplanten Ener-

gieerzeugungsanlage ausschließen zu können, wurde durch die Firma „SFI –Sachverständige 

für Immissionsschutz GmbH“ ein Geruchsimmissionsgutachten erstellt (Sfi 2019a) (Anlage 8).  

Auf der Grundlage der Geruchsimmissions-Richtlinie -GIRL- wurde eine Geruchsausbrei-

tungsrechnung unter Verwendung des Ausbreitungsmodells AUSTAL2000G durchgeführt. 

Berücksichtigt wurden dabei auch bestehende Anlagen, die Geruchsimmissionen verursachen 

können. Dazu zählen Tierhaltungsanlagen in Traventhal und Klein Gladebrügge sowie eine 

Biogasanlage in Klein Gladebrügge.  

Nach der Geruchsimmissions-Richtlinie werden für die relevanten Immissionspunkte –in Ab-

hängigkeit von Nutzung und Lage- maximale relative Geruchsstundenhäufigkeiten als Zielgrö-

ßen festgelegt. 

Für die zu erwartenden Emissionen aus der Energieerzeugungsanlage im Gebiet SO 1 wurden 

äquivalente Geruchsstoffemissionsdaten unterstellt. Dabei wurden die Referenzausbreitungs-

rechnungen mit dem Modell AUSTAL2000G so lange verändert, bis die Zielgrößen an den 

Immissionsorten erreicht werden. 

Daraus folgend werden für die Fläche SO 1 Geruchsemissionskontingente festgelegt, welche 

nicht überschritten werden dürfen. 

Es bestehen darüber hinaus keine Anhaltspunkte dafür, dass Ekel erregende oder Übelkeit 

auslösende Gerüche im Bereich der Immissionsorte auftreten können. 

Unter Berücksichtigung der o.g. Auflagen ist davon auszugehen, dass keine unzumutbaren 

Belästigungen durch Geruchsimmissionen durch die geplante Energieerzeugungsanlage ent-

stehen. 



Seite 38 1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
 Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB 

 

Blendwirkung durch Solarthermie- und Photovoltaikanlagen 

Um unzumutbare Belästigungen durch Blendwirkungen im Umfeld der geplanten Solarthermie/ 

Photovoltaik ausschließen zu können, wurde durch die Firma „SFI –Sachverständige für Im-

missionsschutz GmbH“ ein Blendgutachten erstellt (Sfi 2019b) (Anlage 9). 

In diesem Gutachten wurden die Blendwirkungen durch die Solarthermieanlage innerhalb des 

SO 3 im Bereich benachbarter Verkehrswege und Wohnnutzungen untersucht. Die Solarther-

mieanlage besteht aus einem nördlichen und einem südlichen Photothermiefeld. Da Photovol-

taikanlagen vergleichbare technische Eigenschaften aufweisen, können die Untersuchungser-

gebnisse auch auf mögliche Photovoltaikanlagen im genannten SO 3 projiziert werden. Im 

Folgenden wird, da es so auch im Gutachten steht, nur auf die Solarthermie eingegangen. Die 

Ergebnisse gelten jedoch auch für einen möglichen Bau von Photovoltaikanlagen. 

Aus den Berechnungen ergibt sich, dass durch die Solarthermieanlage (180° Ausrichtung, 

Aufstellwinkel > 45°) im Bereich von im Gutachten markierten, dreieckigen Flächen im südli-

chen Photothermiefeld schädliche Blendwirkungen entstehen können. Bei höheren Aufstell-

winkeln würde sich die Fläche mit kritischen Blendwirkungen noch vergrößern. 

Daraus ergeben sich folgende Möglichkeiten:  

Das Photothermiefeld muss entsprechend verkleinert werden, um schädliche Umwelteinwir-

kungen durch Blenden auszuschließen.  

Soll das Photothermiefeld nicht verkleinert werden,  sind Blendschutzmaßnahmen in Form von 

Wällen notwendig  und/ oder die Ausrichtung der Photothermiemodule ist zu ändern. 

Da eine Verkleinerung des Photothermiefeldes nicht den Planungsabsichten der Gemeinde 

Traventhal entspricht, werden im Flächennutzungsplan zwischen dem Photothermiefeld und 

der südlich angrenzenden Wohnbebauung auf einer Fläche „Flächen für Nutzungsbeschrän-

kungen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 5 (2) Nr. 6 BauGB) und Umgrenzung von Flächen 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 5 (2) Nr. 10 und (2a) BauGB) dargestellt.  

Die genaue Ausführung der Blendschutzmaßnahmen ist u.a. von der genauen Ausführung des 

Photothermiefeldes abhängig. Die entsprechenden Auflagen werden im nachfolgenden Ge-

nehmigungsbescheid nach BImSchG verankert. 

Unter Berücksichtigung der o.g. Auflagen ist davon auszugehen, dass keine unzumutbaren 

Belästigungen durch Blendwirkungen durch die geplante Solarthermie entstehen. 

Erholungsnutzung 

Die oben dargestellten Wirkungen des Vorhabens sowie die in Kap. 6.5.3.6 des Umweltbe-

richtes dargelegten Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes stellen zugleich nachteiligen 

Auswirkungen auf landschaftsgebundene Erholungsnutzungen dar. 

Insbesondere von Windenergieanlagen gehen aufgrund ihrer Größe, Gestalt und Rotorbewe-

gung großräumige Wirkungen aus, die das Erscheinungsbild der Landschaft verändern. Es ist 
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daher grundsätzlich von einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und somit auch von 

einer Beeinträchtigung der landschaftsbezogenen Erholung für den Menschen auszugehen.  

Auch von der geplanten Energieerzeugungsanlage (SO 1) ), einem möglichen Gebäude für 

eine Batteriespeicherung in SO 2 und der geplanten Solarthermie/Photovoltaik (SO 3) sind 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten. Die Auswirkungen sind weniger großräu-

mig als die der Windenergieanlagen, da die Anlagen deutlich niedriger sind. Dennoch ist bei 

der Energieerzeugungsanlage mit gewerbeähnlichen Bauten und bei der Solarthermie/Photo-

voltaik großflächig mit der Bedeckung durch Solar-/Photovoltaikmodule zu rechnen.  

Für die Sondergebiete SO 1 bis SO 3 wird davon ausgegangen, dass die geplanten Bauwerke 

optisch durch bestehende und geplante Gehölzstrukturen weitestgehend sichtverschattet wer-

den. Südlich des SO 3 wird vor diesem Hintergrund die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gleichzeitig als Flächen für 

besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 

Sinne des BImSchG dargestellt. 

Während des Baubetriebes ist zudem mit an- und abfahrenden Baufahrzeugen zu rechnen. 

Für die Planung ist entscheidend, diese zu erwartenden Auswirkungen so zu steuern und zu 

ordnen, dass negative Auswirkungen des Landschaftsbildes und Landschaftsbilderlebens nur 

in vertretbaren Maßen entstehen. 

6.5.3.2 Tiere Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Biotoptypen 

Im Bereich der geplanten Sondergebiete, insbesondere in den Sondergebieten SO1, SO2 und 

SO3 sowie punktuell in den SO 4 und SO5 „Windenergienutzung“ werden die bestehenden 

Biotopstrukturen in Anspruch genommen, die so ihre Bedeutung als Vegetationsstandort und 

Lebensraum verlieren. Hiermit gehen im Regelfall erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der 

Eingriffsregelung einher.  

Die Beeinträchtigung der Biotoptypen wird auf Grundlage der Biotoptypen-Erfassung ermittelt. 

Betroffen ist sehr überwiegend Ackerfläche. Diese ist aufgrund der intensiven landwirtschaftli-

chen Nutzung kaum von Bedeutung für heimische Pflanzen und Tiere. Auf den Ackerflächen 

ist eine natürliche Vegetation nicht vorhanden. Es sind hier keine besonders wertvollen oder 

geschützten Bereiche betroffen. Es ist von einer allgemeinen Bedeutung der Fläche auszuge-

hen, besondere Konflikte sind nicht zu erwarten. 

Es können voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen von Gehölzstrukturen (Knicks) nicht 

vollständig vermieden werden. Knicks unterliegen dem Biotopschutz nach § 21 Absatz 1 Num-

mer 4 LNatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG und sind Biotope von besonderer Bedeutung. 

Laut § 30 BNatSchG (3) kann „von den Verboten des Absatzes 2 … auf Antrag eine Ausnahme 

zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. 



Seite 40 1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
 Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB 

 

(4) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen Hand-

lungen im Sinne des Absatzes 2 zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine erfor-

derliche Ausnahme oder Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der Aufstellung des 

Bebauungsplans entschieden werden. Ist eine Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung ge-

währt worden, bedarf es für die Durchführung eines im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner 

weiteren Ausnahme oder Befreiung, wenn mit der Durchführung des Vorhabens innerhalb von 

sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans begonnen wird.“ 

Werden Knicks erheblich beeinträchtigt, sind diese in doppelter Länge zu kompensieren.  

Im Rahmen der Bauausführung und konkreten Ausführungsplanung im nachgelagerten Ver-

fahren wird in den jeweiligen Konfliktbereichen eine örtliche Überprüfung stattfinden, um den 

Eingriff in vorhandene Gehölzstrukturen weiter zu vermindern. Des Weiteren wird eine Wider-

herstellung von Knicks nach Bauende vor Ort überprüft. 

Weitere Biotope mit besonderer Bedeutung werden nicht beeinträchtigt. 

Die gem. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope im SO 3 (Biotoptyp „Rohrglanzgras-

Röhricht“ (NRr) ) und im SO 4 („Stillgewässer (unbekannter Ausprägung/ Schilf-, Rohrkolben-

, Teichsimsen-Röhricht“ (FS/NRs)) sollen, wenn möglich, erhalten werden. 

Gem. Rückmeldung der unteren Forstbehörde ist ein Abstand von 30 m zu den östlich der 

Flächen SO 4 und SO 5 befindlichen Waldflächen im Bereich der Tegelbek einzuhalten (§ 24 

Landeswaldgesetz (LWaldG)). Unter Berücksichtigung der derzeit geplanten Standorte, kann 

gewährleistet werden, dass die zukünftigen WEA-Standorte einen ausreichenden Abstand zu 

den Waldflächen einhalten. Bei der konkreten Standortplanung im nachgelagerten Verfahren 

wird ein Abstand von 30 m zu Waldflächen berücksichtigt.  

Avifauna 

Innerhalb des Geltungsbereichs wurde 2016 lediglich der Neuntöter, Goldammer, Turteltaube 

und der Sperber gesichtet. Im 500 m-Umkreis kamen Goldammer, Neuntöter, Star, Feldsper-

ling, Feldlerche, Bluthänfling, Turteltaube, Grünspecht, Teichhuhn,  Knäkente, Stockente, Kri-

ckente, Blässgans, Kiebitz, Mäusebussard, Sperber und Graureiher vor. 

Als grundsätzliche Wirkfaktoren von WEA sind jeweils Scheuch- und Vertreibungswirkungen 

sowie die Kollisionsgefährdung zu betrachten. 

Als empfindlich gegenüber Windenergieanlagen gelten im Wesentlichen Limikolenarten sowie 

einige Greif- und Großvogelarten. Die meisten Wiesensingvögel sowie gehölzbrütende Sing-

vogelarten werden als wenig empfindlich gegenüber Windenergieanlagen eingestuft. 

Die 2016 im Vorhabenbereich bis 500 m Umkreis festgestellten Brutvogelarten (Goldammer, 

Bluthänfling, Star, Feldsperling, Neuntöter, Turteltaube, Teichhuhn, Knäkente, Grünspecht, 

Stockente, Krickente, Blässgans, Mäusebussard, Sperber und Graureiher) sind nicht empfind-

lich gegenüber Windenergienutzung. 

Die gegenüber WEA als empfindlich einzustufenden Arten Kiebitz (in ca. 115 m Entfernung 

zum geplanten WEA im SO 5) und die Feldlerche (in > 500 m zum geplanten WEA Standort 

im SO 5) wurden 2016 in sehr geringen Dichten festgestellt. 
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Von gegenüber Windenergieanlagen als empfindlich (kollisionsgefährdet) einzustufenden 

Greifvogelarten wurden 2016 im Umkreis von 500 m keine Art festgestellt. Die festgestellten 

Arten Mäusebussard und Sperber gelten als wenig kollisionsgefährdet. Der Rotmilan wurde 

2016 im zentralen Prüfbereich (ca. 1.100 m zum potenziellen WEA-Standort) erfasst. 

Das Gutachten aus 2022/2023 kommt zu dem Ergebnis, dass die WEA-Planung teilweise in-

nerhalb des zentralen Prüfbereichs des Weißstorchs liegt, wobei die Habitatpotenzialanalyse 

(HPA) zum Ergebnis kommt, dass kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko vorliegt. Zudem liegt 

die WEA-Planung (teilweise) innerhalb des erweiterten Prüfbereichs des Seeadlers, des Rot-

milans, des Weißstorchs und des Uhus. Im erweiterten Prüfbereich ist im Regelfall kein signi-

fikant erhöhtes Kollisionsrisiko anzunehmen (vgl. § 45b Abs. 4 BNatSchG). Für die weiteren 

Brutvögel sowie den Tagvogelzug und die Rastvögel wurde ein geringer bzw. mittlerer Bestand 

festgestellt. Für nähere Informationen sie auf das Fachgutachten im Anhang verwiesen. 

Im Rahmen des Artenschutzbeitrages (Anlage 6) wurde geprüft, in wie weit artenschutzrecht-

liche Verbotstatbestände durch die Errichtung und den Betrieb der WEA und der weiteren Inf-

rastruktur zur Energieerzeugung, -umwandlung und -speicherung ausgelöst werden. Dort wur-

den auch die im weiteren Umfeld vorkommenden Greif- und Großvogelarten betrachtet. Hier-

bei ist zu berücksichtigen, dass die artenschutzrechtliche Prüfung auf einer mittlerweile veral-

teten WEA-Planung im Bereich der SO 4 und SO 5 beruht, grundsätzliche Aussagen jedoch 

auch auf die hier vorgesehene Referenzanlage projiziert werden können. Im nachgelagerten 

Verfahren wird unter Berücksichtigung der dann konkret feststehenden Planung eine erneute 

artenschutzrechtliche Prüfung vorgenommen. 

Bei den Vögeln können einzelne Brutvogelarten durch Baumaßnahmen von einer Schädigung 

bzw. Zerstörung ihrer Niststätten betroffen sein. Die vorhabenbedingte Verwirklichung der Ver-

botstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG kann bei diesen durch gezielte Vermeidungsmaß-

nahmen (Bauzeitenregelungen) wirksam vermieden werden.  

Auswirkungen durch Meidungs- bzw. Barriereeffekte wurden für keine Art als relevant erachtet. 

Das Tötungsrisiko für die Vogelarten erhöht sich durch die Umsetzung der Planung nicht sig-

nifikant. 

Die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- 

bzw. Ruhestätten bleibt somit sowohl für Brut- als auch für Rastvögel im räumlichen Zusam-

menhang gewahrt, so dass keine Verwirklichung des Schädigungsverbots gemäß § 44 Abs.1 

Nr. 3 BNatSchG zu erwarten ist. 

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 6.6 genannten Vermeidungs-, Verringerungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen sind keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Avifauna 

zu erwarten. Die abschließende artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt im Rahmen des immis-

sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 
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Fledermäuse 

Wie in Kap. 6.5.1.2 erläutert, wurde auf Fledermausuntersuchungen vor Genehmigungsertei-

lung verzichtet. Begründet ist dies mit der ungenauen Vorhersagemöglichkeit der bodennahen 

Erfassung. Gemäß Aussage der Arbeitsgruppe „Windkraft und Artenschutz“ wird seitens der 

Genehmigungsbehörde und der Naturschutzbehörden akzeptiert, dass auf eine Untersuchung 

vor Genehmigungserteilung unter der Voraussetzung der Einrichtung einer Standardabschal-

tung (pauschale Abschaltzeiten) verzichtet werden kann (LLUR & MELUND 2017). 

Zur Vermeidung des Tötungsverbots gemäß § 44 Abs. 1 Nr. BNatSchG für schlaggefährdete 

Fledermausarten werden während der Aktivitätszeiten lokaler und ziehender Fledermausvor-

kommen pauschale Abschaltzeiten vorgesehen. 

Wird ein standardisierter Betriebsalgorithmus in der Genehmigung zur Vermeidung des be-

triebsbedingten Tötungsrisikos von Fledermäusen festgelegt, besteht nach Errichtung der 

WEA die Möglichkeit, diesen Betriebsalgorithmus zu überprüfen. Auf Basis einer geeigneten 

Erfassungsmethode ist die betriebsbedingte Kollisionsgefährdung zu beurteilen. Die Erfas-

sungsmethode ist mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Das Lan-

desamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) als obere Naturschutzbe-

hörde kann beratend hinzugezogen werden 

Unter Berücksichtigung der pauschalen Abschaltzeiten, wird davon ausgegangen, dass das 

Tötungsrisiko unter die Signifikanzschwelle fällt und das Tötungsverbot für lokal vorkommende 

und migrierende Fledermäuse nicht berührt wird. 

Die abschließende artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt im Rahmen des immissionsschutz-

rechtlichen Genehmigungsverfahren. 

Haselmaus 

Bei den durchgeführten Erfassungen von April bis November 2023 wurde die Haselmaus 

durch Sichtungen von Individuen und durch den Fund charakteristischer Nester in sieben von 

insgesamt zehn geprüften Gehölzen nachgewiesen. Dem Vorhabengebiet wird eine hohe Be-

deutung als Lebensraum für die Haselmaus zugeordnet.  

Zur Vermeidung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG werden im Artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag 2024 Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 

Unter Berücksichtigung der Maßnahmen wird davon ausgegangen, dass keine erheblich nach-

teiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die abschließende artenschutzrechtliche Prü-

fung erfolgt im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 

Amphibien 

In Schleswig-Holstein sind acht Amphibienarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie zu erwar-

ten. Diese besitzen unterschiedliche Ansprüche an ihre Lebensräume und besiedeln die ver-

schiedensten Gewässertypen. Im Vorhabengebiet ist ein Vorkommen von drei Anhang IV-

Arten möglich: 
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• Kammmolch (Triturus cristatus) 

• Eu. Laubfrosch (Hyla arborea) 

• Moorfrosch (Rana arvalis) 

Somit ist eine potenzielle vorhabenbedingte Betroffenheit der Amphibienarten Kammmolch, 

Laub- und Moorfrosch des Anhanges IV der FFH-Richtlinie gegeben. 

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 6.6 genannten Vermeidungs-, Verringerungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen sind keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Amphibien 

zu erwarten. Die abschließende artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt im Rahmen des immis-

sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 

6.5.3.3 Fläche und Boden 

Die Ausweisungen von Sondergebieten mit verschiedenen Zweckbestimmungen führen teil-

weise zu einer Neuversiegelung von Flächen. Dadurch werden Austauschvorgänge zwischen 

Boden und Atmosphäre, den abiotischen wie auch den biotischen Bereich betreffend, unter-

bunden. Dies beeinflusst den Wasserhaushalt, die Grundwasserneubildung, das Kleinklima 

sowie die Pflanzen- und Tierwelt. Der Boden ist überwiegend zerstört und nicht regenerierbar. 

Als Folgen der Flächenversiegelung werden die ökologischen Funktionen des Bodens, wie z. 

B. Filter-, Abbau- und Pufferfunktion für eingetragene Stoffe sowie als Vegetationsstandort 

erheblich gestört. Die natürliche Bodenfunktion geht somit weitgehend verloren.  

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 6.6 genannten Vermeidungs-, Verringerungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen sind keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. 

6.5.3.4 Wasser 

Durch die Planung im Geltungsbereich werden keine Oberflächengewässer überprägt oder 

beeinträchtigt. 

Mit Schreiben vom 14.03.2024 (Zielabweichungsantrag) wurden vom Ministerium für Energie-

wende, Klimaschutz, Umwelt und Natur folgender Hinweis genannt: 

„Für den hier betroffenen Abschnitt des potenziellen Talraumes der Tegelbek wird darauf hin-

gewiesen, dass gemäß Maßnahmenprogramm zum 3. Bewirtschaftungsplan zur Umsetzung 

der EU-Wasserrahmenrichtlinie strukturverbessernde Maßnahmen vorgesehen sind. Der Um-

setzungsstatus ist aktuell „geplant“, konkrete Planungen gibt es aktuell nicht. Je nach weiterer 

Planung ist die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Zielen der EU-Wasserrahmenrichtlinie 

bzw. des Wasserhaushaltsgesetzes in einem „Fachbeitrag WRRL“ nachzuweisen. Außerdem 

wird darauf hingewiesen, dass der Talraum der natürlichen Gewässerentwicklung dient und 

keine Aussagen über die Hochwassergefährdung gibt“. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand wird weder der Talraum der Tegelbeck überplant, noch sind 

Gewässereinleitungen vorgesehen. Eine Notwendigkeit eines Fachbeitrages zur WRRL wird 

für das nachgelagerte Verfahre nicht gesehen. 
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Die Ausweisung von Sondergebieten mit verschiedenen Zweckbestimmungen führen zu einer 

Neuversiegelung von Flächen. Dadurch werden der Wasserhaushalt und die Grundwasser-

neubildung beeinträchtigt. 

Der Umgang mit dem anfallenden Niederschlagswasser wird sachgemäß geplant und gere-

gelt. 

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 6.6 genannten Vermeidungs-, Verringerungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen sind keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. 

6.5.3.5 Klima/Luft 

Erheblich nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Klima/Luft sind nicht zu 

erwarten. Von der Nutzung regenerativer Energien ist im Vergleich zur Nutzung fossiler und 

atomarer Energie von einer umwelt- und insbesondere luftschonenden Betriebsweise auszu-

gehen. 

6.5.3.6 Landschaft 

Auswirkungen auf die Landschaft sind im vorliegenden Fall vor allem durch die Windenergie-

nutzung in den Sondergebieten SO 4 und SO 5 zu erwarten. 

Auch von der geplanten Energieerzeugungsanlage (SO 1), einem möglichen Gebäude für eine 

Batteriespeicherung in SO 2 und der geplanten Solarthermie/Photovoltaik (SO 3) sind Auswir-

kungen auf das Landschaftsbild zu erwarten. Die Auswirkungen sind weniger großräumig als 

die der Windenergieanlagen, da die Anlagen deutlich niedriger sind. Dennoch ist bei der Ener-

gieerzeugungsanlage mit gewerbeähnlichen Bauten und bei der Solarthermie/Photovoltaik 

großflächig mit der Bedeckung durch Solar-/Photovoltaikmodule zu rechnen. 

Für die Sondergebiete SO 1 bis SO 3 wird davon ausgegangen, dass die geplanten Bauwerke 

optisch durch bestehende und geplante Gehölzstrukturen weitestgehend sichtverschattet wer-

den. Südlich des SO 3 wird vor diesem Hintergrund die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gleichzeitig als Flächen für 

besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 

Sinne des BImSchG dargestellt. 

Windenergieanlagen stellen als technische Baukörper sowie aufgrund ihrer großen Bauhöhe 

Elemente dar, die der historisch gewachsenen Eigenart und Maßstäblichkeit von Landschaft 

nicht entsprechen. Darüber hinaus führt die Drehbewegung der Rotoren zu einer Beunruhi-

gung im Landschaftsbild. Insbesondere während der Dunkelheit wirken sich zudem die aus 

Gründen der Flugsicherung erforderlichen Blinklichter störend aus, wobei das vorgesehene 

BNK-System an den WEA das Blinken weitestgehend reduzieren werden. Im Nahbereich der 

Anlagen werden die nachteiligen Auswirkungen durch die Lärmemissionen sowie den Schlag-

schatten der Rotoren (bei Sonnenschein) verstärkt. 

Die Intensität der im Landschaftsbild verursachten Beeinträchtigungen hängt dabei wesentlich 

von folgenden Kriterien ab: 
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• Höhe der Windenergieanlagen und Entfernung des Betrachters zum Windpark: Die Fern-

wirkung eines störenden Objektes in der Landschaft ist eng mit seiner Höhe verbunden. 

Generell gilt: Je höher ein störendes Objekt ist, desto weiter ist der Wirkradius, d. h. aus 

desto größerer Entfernung wird das Objekt als störend wahrgenommen. Es wird davon 

ausgegangen, dass mindestens in einem Radius der 15-fachen Windenergieanlagen-

Höhe erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes entstehen. Darüber hinaus 

wird die Störwirkung dadurch verstärkt, dass bei Windenergieanlagen-Höhen über 100 m 

eine Kennzeichnung aus Gründen der Flugsicherung erforderlich wird.  

Der Effekt der höhenabhängigen Sichtweite überlagert sich jedoch mit einer abnehmen-

den Dominanz der Störung: Mit zunehmender Entfernung nimmt die Intensität der negati-

ven Wirkung eines störenden Objektes ab. Dieser Effekt ist darauf zurückzuführen, dass 

der Anteil, den beispielsweise eine Windenergieanlage im Blickfeld eines Betrachters aus-

füllt, mit zunehmender Entfernung immer kleiner wird. Die Dominanz der Beeinträchtigung 

nimmt ab, der störende Effekt wird durch andere, nicht störende Landschaftsbestandteile 

abgemildert, die zusätzlich in das Blickfeld treten. 

• Anzahl der Windenergieanlagen: Je größer die Anzahl von Windenergieanlagen innerhalb 

eines Windparks ist, desto massiver ist die beeinträchtigende Wirkung. Allerdings wird 

dieser Effekt nicht als linearer Zusammenhang eingestuft: 

• Transparenz der Landschaft: Nicht von jedem Standort aus sind störende Objekte sichtbar 

und somit als Beeinträchtigung in der Landschaft wahrnehmbar. Als sichtverschattende 

Elemente wirken insbesondere bebaute Bereiche sowie flächige Gehölzbestände. Je hö-

her der Anteil solcher sichtverschattenden Elemente in einem Landschaftsausschnitt ist, 

desto geringer ist die Transparenz der Landschaft und desto geringer ist die Intensität der 

Beeinträchtigung.  

Die Breite der sichtverschatteten Zone ist umso größer, je höher das sichtverschattende 

Element ist und je größer die Entfernung zwischen Windpark und sichtverschattendem 

Element ist. Hierdurch wird der im vorigen Punkt beschriebene Effekt verstärkt, dass mit 

zunehmender Entfernung die Eingriffsintensität abnimmt. 

• Wertigkeit des Landschaftsbildes: Je höher die Bedeutung des Landschaftsbildes einge-

schätzt wird, desto stärker wirken sich neu hinzukommende störende Objekte nachteilig 

aus. 

Unter Berücksichtigung dieser allgemeinen Ausführungen sind die Auswirkungen der Planung 

folgendermaßen zu beurteilen: 

Hinsichtlich der geplanten Gesamthöhe der WEA von 249,5 m schöpft das geplante Vorhaben 

das Maß des heute technisch Möglichen vollständig aus. 

Gemäß der Regelfallvermutung, dass sich die erheblichen Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes auf einen Radius der 15-fachen WEA-Höhe erstrecken, wird ein Umkreis von rd. 

3.742,5 m um die WEA-Standorte erheblich beeinträchtigt. Über diesen Radius hinausge-

hende erhebliche Beeinträchtigungen werden nicht prognostiziert. 
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Innerhalb des als erheblich beeinträchtigt eingestuften Radius sind die sichtverschatteten Flä-

chen nicht erheblich betroffen. Der Flächenanteil der sichtverschatteten Bereiche ist innerhalb 

der flächenhaften Siedlungen und Wälder hoch, in den linearen Siedlungsstrukturen eher mit-

tel, in den offenen Ackergebieten gering (siehe Anlage 7). 

Die reich strukturierten Knicklandschaften im gesamten Betrachtungsraum führen insgesamt 

zu einer hohen Sichtverschattung für das geplante Vorhaben. 

6.5.3.7 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Seitens des Landesamtes für Denkmalpflege wurden im Zuge des Planfortschreibungsverfah-

rens „Regionalpläne Windenergie I-III“ Umgebungsbereiche benannt und kartographisch dar-

gestellt, innerhalb derer eine vertiefende Abwägung erforderlich ist. Das dargestellte Plange-

biet betrifft den Umgebungsbereich der Stadtsilhouette Bad Segebergs. Nach Prüfung der ört-

lichen Situation dieses Einzelfalls und der damit verbundenen denkmalfachlichen Beurteilung 

der potenziellen Beeinträchtigung des Umgebungsbereichs des Landgestüts Traventhal 

kommt das Landesamt für Denkmalpflege und die Untere Denkmalschutzbehörde zu dem Er-

gebnis, dass denkmalpflegerische Bedenken zurückgestellt werden müssen. Das denkmalge-

schützte Landgestüt Traventhal, zusätzlich abgeschirmt durch Waldflächen, befindet sich in 

weitreichender Entfernung zum Plangebiet der WEA, weshalb von keiner wesentlichen Beein-

trächtigung ausgegangen werden kann (Schreiben vom Landesamt für Denkmalpflege; 

Schleswig-Holstein vom 26.04.2019 und Schreiben vom Kreis Segeberg Kreisplanung, Regi-

onalmanagement, Klimaschutz u.a. Untere Denkmalschutzbehörde vom 26.04.2019). 

Im Flächennutzungsplan (2002) und im Landschaftsplan (2001) sind im Nahbereich der K 84 

auf der nordwestlichen Seite sowie auf den Flächen südlich der K 84 archäologische Denk-

male eingetragen. Auf der überplanten Fläche des Geltungsbereichs, insbesondere des SO 5 

sind daher archäologische Funde möglich.  

Im Rahmen des nachgelagerten Verfahrens sind entsprechende Maßnahmen zu ergreifen.  

Unter Berücksichtigung dieser Hinweise werden erheblich nachteilige Auswirkungen auf das 

kulturelle Erbe und sonstigen Sachgüter vermieden. 

6.5.4 Abschätzung des Kompensationsbedarfs nach der städtebau-

lichen Eingriffsregelung 

Die Abschätzung des Kompensationsbedarfs für die Sondergebiete SO 4 und SO 5 orientiert 

sich für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild am Erlass „Anwendung der naturschutz-

rechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministerium für Energie-

wende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung) in der Fassung vom 06.11.2023. 

Der Kompensationsbedarf für den Boden wird für alle Sondergebiete grob abgeschätzt. Dabei 

werden die für das in der Vergangenheit begonnene Bebauungsplanverfahren (B-Plan Nr. 4) 

ermittelten Kompensationsbedarfe herangezogen und mit der aktuellen Planung verglichen. 
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In den SO 4 und SO 5 werden WEA-Standorte für Referenzanlagen mit einer Gesamt-

höhe von 249,5 m angenommen. Es wird zudem eine mögliche technische Planung 

(Kranstellfläche, Zuwegung) herangezogen, um den Eingriff abschätzen zu können. 

6.5.4.1 Ermittlung des Ausgleichsbedarfs für den Naturhaushalt (SO 

4 und SO 5) 

Die nachfolgende Ermittlung orientiert sich am Erlass „Anwendung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministerium für Energiewende, 

Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung) in der Fassung vom 06.11.2023. 

Für die Kompensationsermittlung ist bei allen Windkraftanlagen von den Anlagemaßen aus-

zugehen. 

Die für die Kompensationsmaßnahmen erforderliche Fläche „F“ entspricht der durch die Wind-

kraftanlage aufgespannten Querschnittsfläche, also der „Nabenhöhe x Rotordurchmesser“ zu-

züglich der Hälfte der von den Rotoren bestrichenen Kreisfläche. Die so ermittelte Fläche stellt 

annähernd den durch die Windkraftanlage beeinträchtigten Bereich (z.B. Lebensraumverlust 

und Zerschneidungswirkung) dar. 

Die Kompensationsfläche ist anhand folgender Formel zu ermitteln: 

F = 2r x HNabe + π x r2/2 

Zur Reduzierung des Flächenbedarfs für Kompensationsflächen wird empfohlen, die vorgese-

henen Kompensationsflächen durch zusätzliche Maßnahmen des Naturschutzes ökologisch 

weiter aufzuwerten und dadurch den Anrechnungsfaktor dieser Flächen zu erhöhen. Als der-

artige Maßnahmen eignen sich insbesondere Maßnahmen mit positiven Wirkungen auf den 

Artenschutz. 

Die Nutzung von Ökokonten trägt ebenfalls zur Reduzierung zusätzlichen Flächenbedarfs bei. 

In dem vorliegenden Fall ergibt sich auf Grundlage der Referenzanlage des WEA-Typs E 175 

folgender Kompensationsbedarf je WEA für die SO 4 und SO 5: 

F =  175 x 162 m + π x 87,52/2 = 28.350 m² + 12.026,409 m² = 40.376,409 m² = 4,04 ha 

Insgesamt ergibt sich somit für den Naturhaushalt ein Kompensationsbedarf von 16,16 

ha (4 x 4,04 ha). 

Der geschätzte Kompensationsbedarf für die Sondergebiete SO 1 bis SO 3 wird über das 

Schutzgut Boden abgegolten. 

6.5.4.2 Boden 

Die Berechnung des konkreten Kompensationsbedarfs kann erst nach Vorliegen einer konkre-

ten Standort- und Erschließungsplanung erfolgen. Sie wird in enger Abstimmung mit der Na-

turschutzbehörde durchgeführt und ist nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung 

(Flächennutzungsplanänderung), sondern nachfolgender Genehmigungsverfahren (Bebau-

ungsplan- oder BImSchG-Verfahren).  
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Im Folgenden wird der Kompensationsbedarf für den Boden für alle Sondergebiete grob ab-

geschätzt, indem die für das in der Vergangenheit begonnene Bebauungsplanverfahren (B-

Plan Nr. 4) ermittelten Kompensationsbedarfe herangezogen und mit der aktuellen Planung 

verglichen werden. 

Im Bebauungsplan Nr. 4 waren in den Sondergebieten SO 4 und SO 5 insgesamt sieben WEA 

mit einer entsprechenden Infrastruktur vorgesehen. Hier wurde ein Kompensationsbedarf von 

rund 1,24 ha ermittelt. Für die Sondergebiete SO 1 bis SO 3 wurde ein Kompensationsbedarf 

anhand der im Bebauungsplan Nr. 4 festgesetzten Grundflächenzahl von etwa 4,71 ha be-

rechnet. 

Da sich die Planung in den Sondergebieten SO 1 bis SO 3 nicht großartig ändern, sondern 

nur die Flächenabgrenzungen der SO 1 und SO 2 verschieben, ist davon auszugehen, dass 

sich bei der aktuellen Planung ein ähnlicher Flächenbedarf herleiten wird. 

Für die Sondergebiete SO 4 und SO 5 der vorliegende Flächennutzungsplanung wird von einer 

Referenzanlage mit einer Gesamthöhe von 249,5 m ausgegangen. Aufgrund der vergrößerten 

Anlagenhöhe im Vergleich zum B-Plan Nr. 4, bei dem eine maximal Gesamthöhe von 180 m 

festgesetzt wurde, können im nachgelagerten Verfahren nicht mit sieben WEA gerechnet wer-

den, sondern lediglich mit vier. Aus diesem Grund kann davon ausgegangen werden, dass die 

im B-Plan Nr. 4 ermittelten 1,24 ha Kompensationsbedarf durch die vorliegende Planung nicht 

überschritten wird, sondern sicher eher verringern wird (1,24 ha / 7 = 0,177 * 4 = 0,71 ha). 

Insgesamt ergibt sich somit ein abgeschätzter Kompensationsbedarf von rund 5 bis 6 ha für 

das Schutzgut Boden. 

6.5.4.3 Ermittlung des Ausgleichsbedarf für das Landschaftsbild (SO 

4 und SO 5) 

Die nachfolgende Ermittlung orientiert sich am Erlass „Anwendung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministerium für Energiewende, 

Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung) in der Fassung vom 06.11.2023. Da nicht 

feststeht, ob es im Nachgang noch ein verbindliches Bauleitplanverfahren geben oder direkt 

ein BImSchG-Antrag gestellt wird, werden im Folgenden sowohl ein potenzielles Ersatzgeld 

als auch ein Kompensationsbedarf durch Realmaßnahmen ermittelt. 

Der Erlass „Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ 

vom 19.12.2017 (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitali-

sierung) in der Fassung vom 06.11.2023 führt folgendermaßen aus: 

„Die Kompensation erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes erfolgt durch eine 

Ersatzzahlung nach § 15  Abs. 6 BNatSchG. Die Ersatzzahlung bemisst sich nach Dauer und 

Schwere des Eingriffs unter Berücksichtigung der vom Verursacher daraus erwachsenen Vor-

teile. Die Ersatzzahlung wird wie folgt ermittelt: 

Kompensationsumfang (Euro) = Grundwert x Landschaftsbildwert x durchschnittlicher Grund-

stückspreis pro m² (zzgl. sonstige Grunderwerbskosten). 
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Grundwert = Kompensationsfläche für eine Anlage (siehe Ziffer 1.1: 

Die Kompensationsfläche ist anhand folgender Formel zu ermitteln: 

F = 2r x Nabenhöhe + π x r2/2 

(mit F = Kompensationsfläche in m², r = Rotorradius in m, Nabenhöhe in m)) 

Landschaftsbildwert = Faktor gemäß Ziffer 1.3“ (s. u.) 

 

Erfolgt die Festsetzung der Kompensation für eine Windkraftanlage im Rahmen eines Bebau-

ungsplanes, wird die Kompensation für das Landschaftsbild gemäß §§ 1 a Abs. 3; 200 a 

BauGB als Fläche oder Maßnahme erbracht. Eine Ersatzzahlung scheidet aus. Der Kompen-

sationsumfang sollte wie folgt ermittelt werden: 

Kompensationsumfang (m2) = Grundwert x Landschaftsbildwert 

(Grundwert = Kompensationsfläche für eine Anlage (siehe Ziffer 1.1); 

Landschaftsbildwert = Faktor gemäß Ziffer 1.3) 

 

Hinweis: Im vorliegenden Vorhaben ist kein Grunderwerb (SO 4 und SO 5) vorgesehen, so-

dass die Grundstückspreise ohne Aufschlag von Grunderwerbskosten in die Berechnung ein-

gehen. 

Stellenwert des betroffenen Landschaftsbildes 

„Der Raum, in dem das Landschaftsbild beeinträchtigt wird, umfasst etwa eine Fläche mit dem 

Radius des 15-fachen der Anlagengesamthöhe. Bei einer Windfarm sind die äußeren Anlagen 

für die Ermittlung des zu bewertenden Raumes zugrunde zu legen. In diesem Raum ist der 

Gesamteindruck des Landschaftsbildes zu erfassen und wie folgt zu bewerten:  

• Hohe Bedeutung für das Landschaftsbild  

Bereiche, die weitgehend der naturraumtypischen Eigenart entsprechen und frei sind von 

störenden Objekten. 

• Mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild  

Bereiche, in denen die naturraumtypische Eigenart zwar vermindert oder überformt, im 

Wesentlichen aber noch erkennbar ist. 

• Geringe Bedeutung für das Landschaftsbild   

Bereiche, deren naturraumtypische Eigenart weitgehend überformt oder zerstört worden 

ist. Da Geländeüberhöhungen, Vegetation und sonstige optische Hindernisse den freien 

Blick auf die Anlagen verstellen können, ist der tatsächliche Sichtbarkeitsbereich einer 

Anlage fast immer kleiner als der theoretische (rechnerische) Sichtbarkeitsbereich. Die 

Verschattungsbereiche hinter Geländeüberhöhungen, Vegetation und Siedlungen lassen 

sich durch Geländeschnitte und Sichtlinienkonstruktionen oder über digitalisierte Gelän-

demodelle ermitteln. 
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In dem zu betrachtenden Raum sind die aufgrund von Relief, Wäldern und Bebauung existie-

renden sichtverschattenden Bereiche, die den freien Blick auf die Anlage verstellen, bei der 

Festlegung des Landschaftsbildwertes entsprechend dem Grad der Sichtverschattung zu be-

rücksichtigen. 

Die Bewertung des Landschaftsbildes geht in die Berechnung der Kompensation mit folgen-

dem Faktor als sogenannter Landschaftsbildwert ein: 

• hohe Bedeutung: Faktor 3,1; 

• mittlere bis hohe Bedeutung: Faktor 2,7; 

• mittlere Bedeutung: Faktor 2,2; 

• geringe bis mittlere Bedeutung: Faktor 1,8; 

• geringe Bedeutung: Faktor 1,4.“ 

Im vorliegenden Betrachtungsraum (3.742,5 m um die geplanten WEA im SO 4 und SO 5) ist 

aufgrund der Vorbelastung durch den Windpark Neuengörs und der Topografie, die sich in 

großen Teilen sichtverschattend auswirkt von einer geringen bis mittleren Bedeutung des 

Landschaftsbildwertes (Faktor 1,8) auszugehen (siehe Anlage 7). 

Tabelle 3: Eingriffsermittlung für das SO 4 und SO 5 für das Landschaftsbild 

Na-
ben-
höhe 
(m) 

Rotor-
durch-
messer 
(m) 

Rotor-
radius 
(m) 

Kompensati-
onsfläche in 
m² für eine 
WEA / 
Grundwert 

Land-
schafts-
bildwert 

(gering 
bis 
mittel) 

Durchschnittli-
cher Grund-
stückspreis pro 
m² zzgl. sons-
tige 
Grunderwerbs-
kosten (Euro) 

Höhe Ersatz-
geld für 4 
WEA (Euro) 

Fläche für 4 
WEA (m²) 

162 175 87,5 40.376,44 1,8 3,50 1.017.486,29 72.677,59 

6.5.4.4 Übersicht über den Kompensationsbedarf 

Tabelle 4: Übersicht über den abgeschätzten Kompensationsbedarf 

Schutzgut Kompensationsbedarf 

Geschütze Biotope gem. § 
30 BNatSchG (Knick) 

Es ist eine erhebliche Beeinträchtigung von Knicks zu erwarten. Die 
beeinträchtigten Knicks sind in doppelter Länge zu kompensieren. 
Der genaue Umfang wird im nachgelagerten Verfahren ermittelt. 

Naturhaushalt 16,16 ha 

Landschaftsbild 1.017.486,29 € bzw. 72.677,59 m² 

Boden 5 bis 6 ha 
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6.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-

gleich nachteiliger Umweltauswirkungen 

6.6.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 

6.6.1.1 Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote 

Durch die nachfolgend beschriebenen Maßnahmen werden die Verbotstatbestände gem. § 44 

Abs. 1BNatSchG vermieden. Im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsverfahren ist ab-

schließend zu prüfen, welche dieser Maßnahmen zwingend erforderlich sind, um eine Verwirk-

lichung von Verboten des § 44 BNatSchG, Abs. 1 zu verhindern. Dem Artenschutzbeitrag (An-

hang 6) können detailliertere Angaben zu den Vermeidungsmaßnahmen entnommen werden. 

 

Bauzeitvorgaben 

Falls die Errichtung der Windenergieanlagen sowie der Anlagen in den Sondergebieten SO 1, 

SO 2 und SO 3 nicht außerhalb der Brutzeit der heimischen Vogelarten (15.3.-1.7.) erfolgen 

kann, sind die nachfolgend dargestellten Vorgaben für die Baufeldräumung zu beachten bzw. 

für sonstige Biotoptypen spezielle Vermeidungsmaßnahmen vorzusehen. 

Die Baufeldräumung von im Baufeld ggf. vorhandenen Gehölzbeständen muss gemäß § 39, 

Absatz 5, Ziffer 2 BNatSchG vor Beginn der Vegetationsperiode und außerhalb der Brutzeit 

wertgebender Arten stattfinden (Anfang Oktober bis Ende Februar) oder durch Begehungen 

der Bauflächen durch eine fachkundige Person vor Baubeginn sichergestellt wird, dass keine 

Nester anlage- oder baubedingt zerstört werden. Werden besetzte Brutplätze festgestellt, sind 

diese Bereiche bis zum Abschluss der Brut von Baumaßnahmen auch im Störradius der Art 

freizuhalten. 

Weiterhin ist zu beachten, dass Bautätigkeiten außerhalb der Wanderperiode von Amphibien 

bzw. außerhalb von Wanderkorridoren zu erfolgen sind. Kann dies nicht eingehalten werden, 

sind Amphibienzäune aufzustellen. 

Im 250 m Umgebungsbereich von geeigneten Laichgewässern müssen Eingriffe in Gehölz-

strukturen aufgrund der Ausschlussfristen des Kammmolchs gestaffelt erfolgen. 

 

Besatzkontrolle 

Vor Beginn der Bauarbeiten ist eine Besatzkontrolle für die Kleingewässer, die im 50 m Um-

kreis zur Zuwegung liegen, durchzuführen, welche eine Eignung für Amphibien aufweisen. Die 

Gewässer im Umkreis 50 m bis 250 m sind nur zu überprüfen sofern sie eine Eignung für 

Amphibien aufweisen und sich zudem keine geeigneten Überwinterungsstrukturen im direkten 

Umfeld des Gewässers befinden.  
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Die Besatzkontrolle hat im gleichen Jahr wie der Baubeginn zu erfolgen. Werden keine Am-

phibienarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie oder besonders geschützte Amphibienarten 

festgestellt sind keine weiteren Maßnahmen während der Baumaßnahmen notwendig. 

 

Unattraktivgestaltung des Mastfußes 

Die Minimierung und unattraktive Gestaltung des Mastfußbereiches (entspricht der vom Rotor 

überstrichenen Fläche zuzüglich eines Puffers von 50 Metern) sowie der Kranstellfläche der 

WEA in den Sondergebieten SO 4 und SO 5 kann dazu dienen, die Anlockwirkung von Flächen 

im direkten Umfeld der Windenergieanlage für kollisionsgefährdete Arten zu verringern. Hierfür 

ist die Schutzmaßnahme regelmäßig durchzuführen. Auf Kurzrasenvegetation, Brachen sowie 

auf zu mähendes Grünland ist in jedem Fall zu verzichten. Je nach Standort, der umgebenden 

Flächennutzung sowie dem betroffenen Artenspektrum kann es geboten sein, die Schutzmaß-

nahme einzelfallspezifisch anzupassen. Die konkreten Maßnahme ist im Detail artbezogen zu 

beurteilen und mit der UNB im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsverfahren abzu-

stimmen. 

 

Vergrämungs- und/oder Entwertungsmaßnahmen 

Für die übrigen betroffenen Biotop- bzw. Nutzungstypen innerhalb des Baufeldes stellt die vor-

zeitige Baufeldräumung mit anschließendem kontinuierlichem Baubetrieb hinreichend sicher, 

dass während der Bauzeit keine Ansiedlungen auf den Bauflächen stattfinden. Sollte dies nicht 

gewährleistet sein, sind Ansiedlungen von Brutvögeln auf andere Art (z. B. Aufstellen von 

„Flatterbändern“, „Schreckdrachen“ oder das regelmäßige Begehen mit Hunden im Baufeld) 

zu vermeiden. Die konkreten Maßnahmen sind im Detail artbezogen bzw. entsprechend der 

überbauten Biotoptypen zu beurteilen und mit der UNB im Rahmen der nachfolgenden Ge-

nehmigungsverfahren abzustimmen. 

 

Betriebsvorgaben 

Unter Berücksichtigung einer Einrichtung von der pauschalen Abschaltzeiten der Windener-

gieanlagen in den Sondergebieten SO 4 und SO 5 zum Schutz der Fledermausfauna wird 

davon ausgegangen, dass das Tötungsrisiko für kollisionsgefährdete Fledermausarten unter 

die Signifikanzschwelle fällt und das Tötungsverbot für lokal vorkommende und migrierende 

Fledermäuse nicht berührt wird.  

Wird ein standardisierter Betriebsalgorithmus in der Genehmigung zur Vermeidung des be-

triebsbedingten Tötungsrisikos von Fledermäusen festgelegt, besteht nach Errichtung der 

WEA die Möglichkeit, diesen Betriebsalgorithmus zu überprüfen. Auf Basis einer geeigneten 

Erfassungsmethode ist die betriebsbedingte Kollisionsgefährdung zu beurteilen. Die Erfas-

sungsmethode ist mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Das Lan-

desamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) als obere Naturschutzbe-

hörde kann beratend hinzugezogen werden. 
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6.6.1.2 Weitere Vermeidungsmaßnahmen 

Baumschutzmaßnahmen und Schadensminimierung  

Bäume, deren Wurzelraum (i.d.R. Kronentraufe zuzüglich 1,5 m) in den Vorhabenbereich hin-

einragen und solche, die im Vorhabenbereich erhalten bleiben können, werden durch Schutz- 

und Schadensminimierungsmaßnahmen gemäß R SBB und DIN 18920 vor Beeinträchtigun-

gen geschützt. 

 

Schutz des Bodens  

Zum Schutz des Bodens sind bei der Bauausführung die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung 

und Durchführung von Bauvorhaben“ und DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau: 

Bodenarbeiten“ zu berücksichtigen. 

 

Meldepflicht bei Bodenfunden 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, 

ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind der Grundstückseigentümer 

und der Leiter der Arbeiten. Vor Beginn von Baumaßnahmen sind im SO 5 in Abstimmung mit 

dem Archäologischen Landesamt Voruntersuchungen und ggf. Hauptuntersuchungen zur Er-

fassung und Sicherung von möglichen archäologischen Fundstätten durchzuführen. 

Darüber hinaus dienen folgende technische Ausführungen, die bei der Planung berücksichtigt 

werden, der Minimierung von mit der Errichtung von WEA in den Sondergebiete SO 4 und SO 

5 verbundenen nachteiligen Umweltauswirkungen. 

• Ausführung von Wege- und Kranaufstellflächen in wassergebundener Bauweise, 

• Verwendung von dreiflügeligen Rotoren, 

• Übereinstimmung der geplanten Anlagen hinsichtlich Höhe, Typ, Laufrichtung und -ge-

schwindigkeit, 

• angepasste Farbgebung, Vermeidung ungebrochener und leuchtender Farben, 

• energetischer Verbund mit dem Leitungsnetz der Energieversorgungsunternehmen mit-

tels Erdkabel. 

Im Zusammenhang mit durch WEA entstehenden Lärmimmissionen werden die Anlagen-

standorte so gewählt, dass die Einhaltung bzw. Unterschreitung der geltenden Immissions-

richtwerte an den Immissionsorten sichergestellt ist. Entsprechende Festlegungen auf der 

Grundlage des Schallgutachtens (Anlage 10) erfolgen im Rahmen des nachgelagerten Ver-

fahrens. 

Zur Beurteilung, inwiefern die Wirkung von Schattenwurf im Sinne des Bundesimmissions-

schutzgesetzes (BImSchG) als erhebliche Belästigung anzusehen ist, gibt es derzeit keine 

einheitliche Grundlage. Ebenfalls existieren keine verbindlichen Richtwerte. Als Beurteilungs-

grundlage für die Belästigung durch Schattenwurf dient eine Vorgabe des Staatlichen 
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Umweltamtes in Schleswig, nach der eine Belastung von 30 h/Jahr oder 30 min/Tag nicht 

überschritten werden darf. Aufgrund der Überschreitung der Orientierungswerte an den Im-

missionspunkten (siehe hierzu Fachgutachten Anlage 11) ist eine Verminderung der Beein-

trächtigungen durch Rotorschattenwurf herbeizuführen. Hierbei ist das Betriebsführungssys-

tem der WEA so anzupassen oder durch Zusatzgeräte so auszustatten, dass die Windener-

gieanlagen zeitweise strahlungsabhängig abgeschaltet werden können. Entsprechende Auf-

lagen sind im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu verankern. 

Als Minderungsmaßnahme ist darüber hinaus bei der Umsetzung der Planung eine Umwelt-

baubegleitung vorgesehen, die vor und während der Baumaßnahmen sicherstellen soll, dass 

keine Brutgelege von geschützten bzw. gefährdeten Arten im Einwirkbereich der Baustelle als 

Folge der Bautätigkeit zerstört werden; die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Belange ist 

sicherzustellen. 

Für die in den Sondergebiete SO 1, SO 2 und SO 3 vorgesehenen Nutzungen sind mögliche 

erheblich nachteilige Umweltauswirkungen durch Geruchsemissionen (siehe Anlage 8) und 

Blendwirkung der geplanten Solarthermie-/Photovoltaikanlage (siehe Anlage 9) ermittelt wor-

den. Zur Minimierung der Blendwirkung ist in der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes 

eine Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen im Sinne des BImSchG festgelegt worden. 

6.6.2 Maßnahmen zum Ausgleich 

Durch die Aufstellung der 1. Änderung des Flächennutzungsplans werden Eingriffe in die Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushaltes und insbesondere des Landschaftsbildes vorbereitet.  

Die Qualifizierung des erforderlichen Ausgleichsumfangs basiert auf dem Erlass „Anwendung 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministe-

rium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung) und auf dem Erlass 

„Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ mit Anlage vom 

09.12.2013 (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume In-

nenministerium).  

Die Eingriffe sind durch geeignete Kompensationsmaßnahmen vorzugsweise im näheren Um-

feld des Eingriffs auszugleichen. 

Zum Ausgleich des Eingriffs werden insgesamt ca. 40 ha Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 

gesichert und stehen für die späteren Verfahren zur Verfügung. Darunter befinden sich auch 

zwei Bereiche aus dem Ausgleichsflächenpool der Gemeinde Traventhal. Eine Übersicht über 

die Lage der Flächen ist der nachstehenden Abbildung 8 zu entnehmen. Auf den Flächen sind 

Entwicklung von Laubwaldgesellschaften, Entwicklung von Grünland und die Herstellung von 

Knicks denkbar. 
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Abbildung 8:  Lage der zur Verfügung stehenden Flächen für den Ausgleich des Eingriffs in 
Natur und Landschaft 

6.7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Insbesondere für die in den Sondergebieten SO 4 und SO 5 vorgesehene Windenergienutzung 

gibt es unter Berücksichtigung der dargelegten Abstände zu Siedlungen, Wäldern und Schutz-

gebieten in der Gemeinde Traventhal keine alternativen Flächen. 

Die Zuordnung der Sondergebiete SO 1, SO 2 und SO 3 wurde gegenüber der Vorentwurfs-

fassung innerhalb des Geltungsbereiches so geändert, dass Umweltauswirkungen auf die an-

grenzende Bebauung minimiert werden. 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten zur Umsetzung der Planung sind nicht gegeben. 
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6.8 Auswirkungen auf Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 

6.8.1 Natura 2000-Gebiete 

Es befinden sich keine EU-Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete in unmittelbarer Umgebung 

zum geplanten Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung. Das nächstgelegene 

FFH-Gebiet „Travethal“ befindet sich ca. 670 m westlich der Sondergebiete SO 1 bis SO 3. 

Die Sondergebiete SO 4 und SO 5 sind mindestens 1.100 m entfernt. Die hier genannten 

Lebensraumtypen (u.a. Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation vom Typ Magnopota-

mion oder Hydrocharition, Fließgewässer der planaren bis montanen Stufe mit Vegetation des 

Ranunculion fluitantis, Feuchte Hochstaudensäume der planaren bis alpinen Höhenstufe inkl. 

Waldsäume, Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum), Sternmieren-Eichen-Hainbu-

chenwald (Stellario-Carpinetum)) sind ausschlaggebend für die unter Schutzstellung, ebenso 

wie das Vorkommen des Fischotters (Lutra lutra), des Steinbeißers (Cobitis taenia), des Fluss-

neunauges (Lampetra fluviatilis), des Bachneunauge (Lampetra planeri), der Bachmuschel 

(Unio carssus) und der Bauchigen Windelschnecke (Vertigo moulinsiana) sowie der Teichfle-

dermaus und Bechsteinfledermaus. 

Unmittelbare Auswirkungen auf die Lebensraumtypen und die wertbestimmenden sowie sons-

tigen Arten des FFH-Gebiets sind aufgrund der teilweise geringen Aktionsradien, der Unemp-

findlichkeit gegenüber WEA und der für die Fledermäuse vorgesehenen jahreszeitlichen Ab-

schaltzeiten der WEA auszuschließen. 

Das nächste EU-Vogelschutzgebiet („Wardersee“) liegt in ca. 7 km Entfernung. Auswirkungen 

auf das Gebiet sind aufgrund der Entfernungen nicht zu erwarten. 

6.8.2 Nationale Schutzgebiete 

Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG) 

Der Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung befindet sich außerhalb von Na-

turschutzgebieten (NSG). Das nächstgelegene Naturschutzgebiet „Ihlsee und Ihlwald“ befin-

det sich ca. 5,7 km nördlich des Plangebietes nördlich von Bad Segeberg. Auswirkungen sind 

aufgrund der Entfernungen nicht zu erwarten. 

Nationalparke, Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG) 

Der Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung befindet sich außerhalb von Nati-

onalparks und Nationalen Naturmonumenten. Auch in der näheren Umgebung befinden sich 

keine dieser Schutzgebiete. 
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Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG) 

Der Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung befindet sich außerhalb von Bio-

sphärenreservarten. Auch in der näheren Umgebung befinden sich keine dieses Schutzgebie-

tes. 

Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG) 

Der Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung befindet sich außerhalb von Land-

schaftsschutzgebieten (LSG). An die Planung angrenzend (SO 1 bis SO 3) liegt das LSG „Tra-

vetal“. Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

Naturdenkmäler(§ 28 BNatSchG) 

Im Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung befinden sich keine Naturdenkmä-

ler. Innerhalb des 500 m-Umkreises steht eine Eiche an der K10 in Traventhal. Auswirkungen 

sind nicht zu erwarten. 

Verbundachsen des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems (SBVS) 

Das Biotopverbundsystem ist eine Planungs- und Entscheidungshilfe gemäß § 2 Naturschutz-

zuständigkeitsverordnung (NatSchZVO) und zeigt Gebiete auf, die zum Aufbau eines Bio-

topverbundsystems im Sinne des § 1 Abs. 4 LNatSchG aus naturschutzfachlicher Sicht be-

sonders geeignet sind. 

Die geplanten Sondergebiete SO 4 und SO 5 grenzen unmittelbar an eine Verbundachse des 

SBVS an. Die derzeit geplanten WEA-Standorte befinden sich außerhalb der Verbundsachse. 

Unter Berücksichtigung einer beispielhaften Erschließungsplanung ist ein Eingriff in randliche 

Strukturen der Verbundachse möglich. Die Flächen zeichnen sich jedoch durch intensive 

Ackerbewirtschaftung aus.  

Die Entwicklungsziele des SBVS für diesen Bereich können weiterhin aufrechterhalten wer-

den. Die Verbundachse wird durch die WEA-Planung weder zerschnitten noch erheblich be-

einträchtigt. 

Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) 

Es können voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen von Gehölzstrukturen (Knicks) nicht 

vollständig vermieden werden. Knicks unterliegen dem Biotopschutz nach § 21 Absatz 1 Num-

mer 4 LNatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG und sind Biotope von besonderer Bedeutung. 

Werden Knicks erheblich beeinträchtigt, sind diese in doppelter Länge zu kompensieren.  

Im Rahmen der Bauausführung und konkreten Ausführungsplanung im nachgelagerten Ver-

fahren wird in den jeweiligen Konfliktbereichen eine örtliche Überprüfung stattfinden, um den 

Eingriff in vorhandene Gehölzstrukturen weiter zu vermindern. Des Weiteren wird eine Wider-

herstellung von Knicks nach Bauende vor Ort überprüft. 
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Im Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung befinden sich weitere folgende nach 

§ 30 BNatSchG geschützte Biotope: 

• SK 32 (Stillgewässer) (an SZ 5 angrenzend): Kein Stillgewässercharakter vorhanden, ver-

mutlich entspricht der Bestand mit Rohrglanzgras (NRr) dem ehemaligen Stillgewässer 

• SZ 5  (Sonstige Sukzessionsfläche) (an SK 32 angrenzend): Biotoptypen RHm (viel Brenn-

nessel, Wiesen-Segge, Rohrglanzgras) und RHr (Brombeer- und Himbeerdominanzbe-

stände), Größe ca. 1.500 m² 

• SK 28 (Stillgewässer): Im Herbst 2018 ausgetrocknetes Gewässer (FSe oder FSy, zum 

Erfassungszeitpunkt nicht bestimmbar), Ufervegetation mit Rohrkolben- und Schilfröhricht 

sowie Flutrasenvegetation (NRs), Eingebettet in größere Sukzessionsfläche (Umsetzung 

gem. Leitbild des LP) 

Weitere geschützte Biotope in Form von Knicks, Auwäldern, Artenreichen Steilhängen, Still-

gewässern und regelmäßig überschwemmten Bereichen sind den Karten 1a-1c sowie der Ta-

belle 1 der Anlage 1 zu entnehmen. Die Ergebnisse der landesweiten Biotopkartierung (LfU 

2024b) wurden bei der Auswertung berücksichtigt. 

Die aufgeführten Biotope werden voraussichtlich nicht beeinträchtigt. 

Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG) und Heilquellenschutzgebiete (§ 53 
ABS. 4 WHG) 

Der Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung liegt außerhalb von Trinkwasser-

schutzgebieten. Auch sind keine Heilquellschutzgebiete innerhalb des Vorhabengebietes vor-

handen. Auswirkungen auf diese können daher ausgeschlossen werden. 

Risikogebiete (§ 73 ABS. 1 WHG) und Überschwemmungsgebiete (§ 76 
WHG) 

Der Geltungsbereich der 1. Flächennutzungsplanänderung liegt außerhalb von Überschwem-

mungsgebieten. 
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7 Zusätzliche Angaben 

7.1 Verfahren und Schwierigkeiten 

Im Rahmen der Umweltprüfung wurden folgende Erhebungen durchgeführt, Unterlagen aus-

gewertet und Methoden zur Anwendung gebracht: 

Grundlage für die Biotoptypenkartierung 2024 sind die Kartieranleitung und erläuterte Stan-

dardliste der Biotoptypen Schleswig-Holsteins (LfU 2024a) und die Erläuterung zur Kartierung 

der gesetzlich geschützten Biotope (LLUR 2022).  

Zur Erfassung der Brutvögel wurde im gesamten Untersuchungsraum an 16 Tagen Zählungen 

nach der Punkt-Stopp-Methode durchgeführt. 

Hinsichtlich der optisch bedrängenden Wirkung wird auf das „Gesetz zur sofortigen Verbesse-

rung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht“ (m. W. v. 

01.02.2023) zurück gegriffen: 

„ […] Der öffentliche Belang einer optisch bedrängenden Wirkung steht einem Vorhaben nach 

§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie 

dient, in der Regel nicht entgegen, wenn der Abstand von der Mitte des Mastfußes der Wind-

energieanlage bis zu einer zulässigen baulichen Nutzung zu Wohnzwecken mindestens der 

zweifachen Höhe der Windenergieanlage entspricht. Höhe im Sinne des Satzes 1 ist die Na-

benhöhe zuzüglich Radius des Rotors.“ 

Die Qualifizierung des erforderlichen Ausgleichsumfangs basiert auf dem Erlass „Anwendung 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministe-

rium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung) in der Fassung vom 

06.11.2023. 

Dem Schallgutachten liegen die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm zu Grunde. Gemäß TA-

Lärm sind für die schalltechnische Beurteilung außerhalb von Gebäuden je nach Art der bau-

lichen Nutzung verschiedene Immissionsrichtwerte heranzuziehen. 

Als Beurteilungsgrundlage für die Beeinträchtigung durch Schattenwurf dient eine Veröffentli-

chung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI 2002), welche im Mai 

2002 in der 103. LAI-Sitzung in Magdeburg zustimmend zur Kenntnis genommen und den 

Ländern zur Anwendung empfohlen wurden. 

Die Beurteilung der Geruchsimmissionen erfolgt auf der Grundlage der Geruchsimmissions-

Richtlinie -GIRL-. Hierauf aufbauend wurde eine Geruchsausbreitungsrechnung unter Ver-

wendung des Ausbreitungsmodells AUSTAL2000G durchgeführt. 

Die Beurteilung der Blendwirkung durch die Solarthermie-/Photovoltaikanlage erfolgt nach den 

Hinweisen zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Länder-

arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI). 

Schwierigkeiten beim Zusammenstellen der Angaben im vorliegenden Umweltbericht sind 

nicht aufgetreten. 
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7.2 Maßnahmen zur Überwachung 

Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, 

die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. 

Zur Überwachung (Monitoring) der vorliegenden Planung sind folgende Maßnahmen vorgese-

hen: 

• Zur Überwachung unvorhergesehener Auswirkungen auf Kulturgüter wird bei Bau- und 

Erdarbeiten innerhalb der Teilbereiche auf ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde ge-

achtet. Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben werden solche Funde der zuständigen 

Behörde gemeldet. 

• Zur Überwachung unvorhergesehener Auswirkungen wird bei Bau- und Erdarbeiten in-

nerhalb der Teilbereiche auf Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte geachtet. 

Bei entsprechenden Hinweisen wird entsprechend den gesetzlichen Vorgaben unver-

züglich die Untere Abfallbehörde benachrichtigt. 

• Die Gemeinde Traventhal wird Hinweisen von den Fachbehörden und aus der Bevölke-

rung über unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen der Planung nachgehen 

und dies dokumentieren. 

• Regelungen zur Überwachung der immissionsschutzrechtlich erforderlichen Maßnah-

men zur Einhaltung der Richt- und Grenzwerte werden durch die Genehmigungsbehörde 

im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens festgelegt. 

• Weitere kommunale Monitoring-Maßnahmen werden zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 

für erforderlich gehalten. 
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8 Allgemeinverständliche Zusammenfassung  

Die folgende Zusammenfassung dient dazu, Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob und in 

welchem Umfang sie von den Umweltauswirkungen des Vorhabens betroffen werden können. 

Die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren Auswirkungen des Vorhabens 

sind der vorangegangenen Beschreibung zum Flächennutzungsplan zu entnehmen. 

Der größte Teil der Fläche (SO 4 und SO 5, ca. 54,47 ha) wird als Sondergebiet „Windener-

gienutzung“ dargestellt. Des weiteren werden ca. 2,35 ha als Sondergebiet „Energieerzeu-

gung“ (SO 1), 4,13 ha als Sondergebiet „Energiespeicherung“ (SO 2) und 6,94 ha als Sonder-

gebiet „Solare Strahlungsenergie“ (SO 3) dargestellt. 

In den SO 4 und SO 5 werden WEA-Standorte für Referenzanlagen mit einer Gesamt-

höhe von 249,5 m angenommen. Es wird zudem eine mögliche technische Planung 

(Kranstellfläche, Zuwegung) herangezogen, um den Eingriff abschätzen zu können. 

Trotz Berücksichtigung der Umweltbelange im Rahmen der vorgelagerten Standortfindung so-

wie Durchführung von Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen kommt es durch das 

geplante Vorhaben zu verschiedenen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. Fol-

gende Bestandteile der Umwelt werden durch das Vorhaben beeinträchtigt: 

Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit 

Optisch bedrängende Wirkung 

SO 1 bis SO 3: 

Das SO 1, von dem potenziell optisch und akustisch die meisten Auswirkungen zu erwarten 

sind, ist von der südlich gelegenen Wohnbebauung am weitesten entfernt geplant (mindestens 

ca. 240 m). Des Weiteren ist vorgesehen, auf Fläche nördlich der Wohnbebauung Blend-

schutzmaßnahmen (hier zum Schutz vor Blendwirkungen aus den Anlagen der Solarther-

mie/Photovoltaik) einschließlich Bepflanzungen durchzuführen. Hierdurch wird eine zusätzli-

che optische Abschirmung erreicht. Es erfolgt eine entsprechende Darstellung als „Flächen für 

Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umweltein-

wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 5 (2) Nr. 6 BauGB) und Um-

grenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft (§ 5 (2) Nr. 10 und (2a) BauGB). 

SO 4 und SO 5: 

Von den in SO 4 und SO 5 vorgesehenen Windenergieanlagen geht aufgrund der eingehalte-

nen Mindestentfernungen zur Wohnbebauung keine optisch bedrängende Wirkung aus. Die 

im Gesetz vorgegebene zweifache Anlagenhöhe wird unter Berücksichtigung der derzeit ge-

planten WEA-Standorten eingehalten. 

Schallimmissionen 

Das vorliegende Gutachten (Schallimmissionsprognose (Reko GmbH & Co. KG 2024a) (An-

lage 10)) kommt zu dem Ergebnis, dass gegen die Errichtung der geplanten Windenergiean-

lagen sowie die geplante Erzeugung und Umwandlung von erneuerbarer Energie, im Falle 
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einer Beurteilung nach der TA-Lärm inkl. Berücksichtigung der LAI-Hinweise unter folgenden 

Voraussetzungen keine Bedenken bestehen: 

• Die für die Untersuchung zugrunde gelegten Schallleistungspegel der Windenergiean-

lagen werden eingehalten, 

• die für die Berechnung verwendeten Nabenhöhen werden nicht erhöht, 

• der Standort der Windenergieanlage wird nicht verändert und 

• es werden keine bauplanungstechnisch relevanten auffälligen Einzeltöne oder impuls-

artige Geräusche von der Anlage abgestrahlt. 

Die genauen Standorte der WEA sowie Typ und Höhe der Anlagen werden im immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsbescheid verankert. 

Schattenwurf durch Windenergieanlagen 

Die Untersuchung (Schattenwurfanalyse (Reko GmbH & Co. KG 2024b) (Anlage 11)) zeigt, 

dass die geplanten WEA an mehreren Immissionspunkten (IP 02 bis IP 09c und IP 14 bis IP 

29b) periodischen Schlagschatten oberhalb der Richtwerte verursachen. 

Dementsprechend kann festgehalten werden, dass die geplanten Windenergieanlagen mit ei-

nem Schattenwurfabschaltmodul ausgestattet werden müssen, um das Einhalten der Richt-

werte zu gewährleisten. Die Richtwerte sind „worst-case“ mit maximal 30 h / Jahr und maximal 

30 min / Tag definiert worden. 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben (Ausstattung der WEA mit einem Schattenwurfabschalt-

modul) stehen der Errichtung der Enercon Windkraftanlagen vom Typ E-175 EP5 E2 7,0 MW 

an diesem Standort keine schattenwurftechnischen Belange entgegen. 

Entsprechende Auflagen werden im nachfolgenden Genehmigungsbescheid nach BImSchG 

verankert. 

Geruchsimmissionen durch Energieerzeugung 

Nach der Geruchsimmissions-Richtlinie werden für die relevanten Immissionspunkte in Ab-

hängigkeit von Nutzung und Lage- maximale relative Geruchsstundenhäufigkeiten als Zielgrö-

ßen festgelegt. 

Für die zu erwartenden Emissionen aus der Energieerzeugungsanlage im Gebiet SO 1 wurden 

äquivalente Geruchsstoffemissionsdaten unterstellt. Dabei wurden die Referenzausbreitungs-

rechnungen mit dem Modell AUSTAL2000G so lange verändert, bis die Zielgrößen an den 

Immissionsorten erreicht werden. 

Daraus folgend werden für die Fläche SO 1 Geruchsemissionskontingente festgelegt, welche 

nicht überschritten werden dürfen. 

Es bestehen darüber hinaus keine Anhaltspunkte dafür, dass Ekel erregende oder Übelkeit 

auslösende Gerüche im Bereich der Immissionsorte auftreten können. 

Unter Berücksichtigung der o.g. Auflagen ist davon auszugehen, dass keine unzumutbaren 

Belästigungen durch Geruchsimmissionen durch die geplante Energieerzeugungsanlage ent-

stehen. 
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Blendwirkung durch Solarthermie-/Photovoltaikanlage 

Aus den Berechnungen (Blendgutachten (SFI –Sachverständige für Immissionsschutz GmbH“ 

erstellt (SFI 2019b) (Anlage 9)) ergibt sich, dass durch die Solarthermieanlage (180° Ausrich-

tung, Aufstellwinkel > 45°) im Bereich von im Gutachten markierten, dreieckigen Flächen im 

südlichen Photothermiefeld schädliche Blendwirkungen entstehen können. Bei höheren Auf-

stellwinkeln würde sich die Fläche mit kritischen Blendwirkungen noch vergrößern. 

Da eine Verkleinerung des Photothermiefeldes nicht den Planungsabsichten der Gemeinde 

Traventhal entspricht, werden im F-Plan zwischen dem Photothermiefeld und der südlich an-

grenzenden Wohnbebauung auf einer Fläche „Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für 

Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Im-

missionsschutzgesetzes (§ 5 (2) Nr. 6 BauGB) und Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 5 (2) Nr. 10 

und (2a) BauGB)“ dargestellt. 

Die genaue Ausführung der Blendschutzmaßnahmen ist u.a. von der genauen Ausführung des 

Photothermiefeldes abhängig. Die entsprechenden Auflagen werden im nachfolgenden Ge-

nehmigungsbescheid nach BImSchG verankert. 

Unter Berücksichtigung der o.g. Auflagen ist davon auszugehen, dass keine unzumutbaren 

Belästigungen durch Blendwirkungen durch die geplante Solarthermie/Photovoltaik entstehen. 

 

Erholungsnutzung 

Die oben dargestellten Wirkungen des Vorhabens sowie die dargelegten Beeinträchtigungen 

des Landschaftsbildes stellen zugleich nachteiligen Auswirkungen auf landschaftsgebundene 

Erholungsnutzungen dar. Siehe auch Punkt „Landschaft“. 

Tiere, Pflanzen und ihre biologische Vielfalt 

Knicks 

Insgesamt ist mit einer erheblichen Beeinträchtigung von Knicks (gesch. Biotop gem. § 30) zu 

erwarten. Die beeinträchtigten Knicks sind in doppelter Länge zu kompensieren. 

Der Kompensationsbedarf kann über zur Verfügung stehender Maßnahmenlänge für die Neu-

anlage von Knicks kompensiert werden.  

Gem. Rückmeldung der unteren Forstbehörde ist ein Abstand von 30 m zu den östlich der 

Flächen SO 4 und SO 5 befindlichen Waldflächen im Bereich der Tegelbek einzuhalten (§ 24 

Landeswaldgesetz (LWaldG)). Unter Berücksichtigung der derzeit geplanten Standorte, kann 

gewährleistet werden, dass die zukünftigen WEA-Standorte einen ausreichenden Abstand zu 

den Waldflächen einhalten. Bei der konkreten Standortplanung im nachgelagerten Verfahren 

wird ein Abstand von 30 m zu Waldflächen berücksichtigt. 

Avifauna 

Im Rahmen des Artenschutzbeitrages (Anlage 6) wurde geprüft, in wie weit artenschutzrecht-

liche Verbotstatbestände durch die Errichtung und den Betrieb der WEA und der weiteren 



Seite 64 1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
 Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB 

 

Infrastruktur zur Energieerzeugung, -umwandlung und -speicherung auf die Avifauna ausge-

löst werden. Dort wurden auch die im weiteren Umfeld vorkommenden Greif- und Großvogel-

arten betrachtet.  

Bei den Vögeln können einzelne Brutvogelarten durch Baumaßnahmen von einer Schädigung 

bzw. Zerstörung ihrer Niststätten betroffen sein. Die vorhabenbedingte Verwirklichung der Ver-

botstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG kann bei diesen durch gezielte Vermeidungsmaß-

nahmen (Bauzeitfenster außerhalb der Brutperiode) wirksam vermieden werden.  

Auswirkungen durch Meidungs- bzw. Barriereeffekte wurden für keine Art als relevant erachtet. 

Das Tötungsrisiko für die Vogelarten erhöht sich durch die Umsetzung der Planung nicht sig-

nifikant. 

Die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- 

bzw. Ruhestätten bleibt somit sowohl für Brut- als auch für Rastvögel im räumlichen Zusam-

menhang gewahrt, so dass keine Verwirklichung des Schädigungsverbots gemäß § 44 Abs.1 

Nr. 3 BNatSchG zu erwarten ist. 

Erheblich nachteilige Auswirkungen auf die Avifauna können nicht prognostiziert werden. Aus-

gleichsmaßnahmen sind deshalb nicht erforderlich. 

Fledermäuse 

Zur Vermeidung des Tötungsverbots gemäß § 44 Abs. 1 Nr. BNatSchG für schlaggefährdete 

Fledermausarten werden während der Aktivitätszeiten lokaler und ziehender Fledermausvor-

kommen pauschale Abschaltzeiten vorgesehen. 

Unter Berücksichtigung der pauschalen Abschaltzeiten, wird davon ausgegangen, dass das 

Tötungsrisiko unter die Signifikanzschwelle fällt und das Tötungsverbot für lokal vorkommende 

und migrierende Fledermäuse nicht berührt wird. 

Die abschließende artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt im Rahmen des immissionsschutz-

rechtlichen Genehmigungsverfahren. 

Haselmaus 

Bei den durchgeführten Erfassungen von April bis November 2023 wurde die Haselmaus 

durch Sichtungen von Individuen und durch den Fund charakteristischer Nester in sieben von 

insgesamt zehn untersuchten Gehölzen nachgewiesen. Dem Vorhabengebiet wird eine hohe 

Bedeutung als Lebensraum für die Haselmaus zugeordnet.  

Zur Vermeidung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG werden im Artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag 2024 Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 

Unter Berücksichtigung der Maßnahmen wird davon ausgegangen, dass keine erheblich nach-

teiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die abschließende artenschutzrechtliche Prü-

fung erfolgt im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 

Amphibien 

In Schleswig-Holstein sind acht Amphibienarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie zu erwar-

ten. Diese besitzen unterschiedliche Ansprüche an ihre Lebensräume und besiedeln die 
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verschiedensten Gewässertypen. Im Vorhabengebiet ist ein Vorkommen von den Anhang IV-

Arten Kammmolch, Laubfrosch und Moorfrosch möglich. 

Somit ist eine potenzielle vorhabenbedingte Betroffenheit der Amphibienarten Kammmolch, 

Laub- und Moorfrosch des Anhanges IV der FFH-Richtlinie gegeben. 

 

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung so-

wie zum Ausgleich verbleiben keine nachteiligen erheblichen Umweltauswirkungen auf die 

Schutzgüter „Tiere, Pflanzen und ihre biologische Vielfalt“. Die abschließende artenschutz-

rechtliche Prüfung erfolgt im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-

rens. 

Fläche und Boden 

Durch Versiegelung und Teilversiegelung entsteht ein abgeschätzter Kompensationsbedarf 

von 5 bis 6 ha für Beeinträchtigungen des Bodens. 

Naturhaushalt 

Entsprechend des Erlass „Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Wind-

kraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 

und Digitalisierung) wurde der Ausgleichsbedarf für den Naturhaushalt ermittelt. 

Demnach entsteht ein Kompensationsbedarf von 16,16 ha für den Naturhaushalt. 

Landschaft 

Entsprechend des Erlass „Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Wind-

kraftanlagen“ vom 19.12.2017 (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 

und Digitalisierung) wurde der Ausgleichsbedarf für das Landschaftsbild ermittelt. 

Gemäß der Regelfallvermutung, dass sich die erheblichen Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes auf einen Radius der 15-fachen WEA-Höhe erstrecken, wird ein Umkreis von rd. 

3.742,5 m um die WEA-Standorte erheblich beeinträchtigt. Über diesen Radius hinausge-

hende erhebliche Beeinträchtigungen werden nicht prognostiziert. 

Innerhalb des als erheblich beeinträchtigt eingestuften Radius sind die sichtverschatteten Flä-

chen nicht erheblich betroffen. Der Flächenanteil der sichtverschatteten Bereiche ist innerhalb 

der flächenhaften Siedlungen und Wälder hoch, in den linearen Siedlungsstrukturen eher mit-

tel in den offenen Ackergebieten gering (siehe Anlage 7). 

Die reich strukturierten Knicklandschaften im gesamten Betrachtungsraum führen insgesamt 

zu einer hohen Sichtverschattung für das geplante Vorhaben. 

Es entsteht ein Kompensationsbedarf von 72.677,59 m² bzw. ein Ersatzgeld von 1.017.486,29 

Euro für das Landschaftsbild. 
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Maßnahmen zum Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen 

Durch die Aufstellung der 1. Änderung des Flächennutzungsplans werden Eingriffe in die Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushaltes und insbesondere des Landschaftsbildes vorbereitet.  

Die Eingriffe sind durch geeignete Kompensationsmaßnahmen vorzugsweise im näheren Um-

feld des Eingriffs auszugleichen. 

Zum Ausgleich des Eingriffs werden insgesamt ca. 40 ha Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 

gesichert und stehen für die späteren Verfahren zur Verfügung. Darunter befinden sich auch 

zwei Bereiche aus dem Ausgleichsflächenpool der Gemeinde Traventhal. Eine Übersicht über 

die Lage der Flächen ist der Abbildung 8 in Kapitel 6.6.2 zu entnehmen. Auf den Flächen sind 

Entwicklung von Laubwaldgesellschaften, Entwicklung von Grünland und die Herstellung von 

Knicks denkbar. 

Der Kompensationsbedarf für den Naturhaushalt, Boden, Landschaft und gem. § 30 

BNatSchG geschützte Biotope (Knicks) kann über diese Maßnahmen ausgeglichen werden. 

Unter Berücksichtigung der geplanten Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen sowie 

der Ausgleichsmaßnahmen verbleiben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen. 

Andere als die o. g. Beeinträchtigungen der Umwelt sind durch das geplante Vorhaben nicht 

zu erwarten. 

Eine besondere Bedeutung des Gebietes für den Grundwasserhaushalt liegt nicht vor. Erheb-

liche Beeinträchtigungen des Grundwasserhaushalts werden nicht prognostiziert. 

Es werden keine Oberflächengewässer erheblich beeinträchtigt.  

Nachhaltige Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Klima / Luft sind nicht zu erwar-

ten. Von der Nutzung regenerativer Energien ist im Vergleich zur Nutzung fossiler und atoma-

rer Energie von einer umwelt- und insbesondere luftschonenden Betriebsweise auszugehen. 

Nach Prüfung der örtlichen Situation dieses Einzelfalls und der damit verbundenen denkmal-

fachlichen Beurteilung der potenziellen Beeinträchtigung des Umgebungsbereichs des Land-

gestüts Traventhal kommt das Landesamt für Denkmalpflege und die Untere Denkmalschutz-

behörde zu dem Ergebnis, dass denkmalpflegerische Bedenken zurückgestellt werden müs-

sen. Das denkmalgeschützte Landgestüt Traventhal, zusätzlich abgeschirmt durch Waldflä-

chen, befindet sich in weitreichender Entfernung zum Plangebiet der WEA, weshalb von keiner 

wesentlichen Beeinträchtigung ausgegangen werden kann (Schreiben vom Landesamt für 

Denkmalpflege; Schleswig-Holstein vom 26.04.2019 und Schreiben vom Kreis Segeberg 

Kreisplanung, Regionalmanagement, Klimaschutz u.a. Untere Denkmalschutzbehörde vom 

26.04.2019). 

Im Flächennutzungsplan (2002) und im Landschaftsplan (2001) sind im Nahbereich der K 84 

auf der nordwestlichen Seite sowie auf den Flächen südlich der K 84 archäologische Denk-

male eingetragen. Auf der überplanten Fläche des Geltungsbereichs, insbesondere des SO 5 

sind daher archäologische Funde möglich. Im Rahmen des nachgelagerten Verfahrens sind 

entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Unter Berücksichtigung dieser Hinweise werden er-

hebliche negative Auswirkungen auf die Kultur- und Sachgüter vermieden. 
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9 Zusammenfassende Erklärung nach § 6a BauGB 

Die zusammenfassende Erklärung kann abschließend erst am Ende des Bauleitplanverfah-

rens erstellt werden. Sie soll auf Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung so-

wie Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange im Planverfahren eingehen. 
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10 Verfahrensvermerk 

Dieses Kapitel wird zum Feststellungsbeschluss ergänzt.



1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB Seite 69 

  

11 Quellen 

BioConsult SH (2023): Haselmauskartierung 2023 Ergebnisbericht - Windenergievorhaben 
Traventhal, außerhalb von Vorranggebieten, Kreis Segeberg. BioConsult SH im Auf-
trag der Lorica Energiesysteme GmbH & Co. KG, Winnemark. 

HMWVL (2015): Faktenpapier Windenergie und Infraschall - Bürgerforum Energieland Hes-
sen. Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung. 

Koop, B. & R. K. Berndt (2024): Vogelwelt Schleswig-Holsteins. Zweiter Brutvogelatlas. Bd. 
7, Aufl. 1,  Verl. Wachholtz Verlag. Neumünster. 

Krahé, D., D. Schreckenberg, F. Ebner, C. Eulitz & U. Möhler (2014): Machbarkeitsstudie zu 
Wirkungen von Infraschall - Entwicklung von Untersuchungsdesigns für die Ermittlung 
der Auswirkungen von Infraschall auf den Menschen durch unterschiedliche Quellen. 
Umweltbundesamt. 

LAI (2020): Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-
energieanlagen Aktualisierung 2019 (WEA-Schattenwurf-Hinweise) Stand: 
23.01.2020. Länderausschuss für Immissionsschutz. 

LANIS SH & LfU (2024): Auszug aus dem Artkataster des LfU; Vögel, Fledermäuse und an-
dere Arten- gruppen. Landschaftsinformationssystem Schleswig-Holstein & Landes-
amt für Umwelt. 

LANUV (2018): Grundsätzliches zum Geräuschverhalten von Windenergieanlagen. Landes-
amt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen. https://www.la-
nuv.nrw.de/umwelt/laerm/geraeusche/geraeuschquellen/windenergieanlagen 
(05.01.2021)  

LfU (2023): Fachliche Methode zur Ermittlung von Niststätten mit besonderem Fokus auf kol-
lisionsgefährdete Brutvogelarten an Windenergieanlagen (WEA) nach Anlage 1 zu § 
45b  BNatSchG in Schleswig-Holstein. Landesamt für Umwelt. 

LfU (2024a): Kartieranleitung und erläuterte Standardliste der Biotoptypen Schleswig-Hol-
steins mit Hinweisen zu den gesetzlich geschützten Biotopen sowie den Lebens-
raumtypen gemäß Anahng I der FFH-RL. Landesamt für Umwelt Schleswig-Holstein 
(LfU), Flintbek. 

LfU (2024b): Landesweite Biotopkartierung Schleswig-Holstein (SH4) - Gesamtdatensatz mit 
Drittkartierungen (Kartierergebnisse 2014 bis 2020). Landesamt für Umwelt Schles-
wig-Holstein (LfU), Flintbek. 

LLUR (2022): Erläuterungen zur Kartierung von gesetzlich geschützten Biotope in Schles-
wig-Holstein (nach § 30 BNatSchG i.v.m. § 21 LNatSchG) Stand April 2022. Landes-
amt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein. 

LLUR & MELUND (2017): Integration artenschutzrechtlicher Vorgaben in Windkraftgenehmi-
gungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG). Landesamt für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume und Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung Schleswig Holstein, Flintbek & Kiel. 

LLUR SH (2008): Empfehlungen zur Berücksichtigung tierökologischer Belange bei Wind-
energieplanungen in Schleswig-Holstein. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume. 



Seite 70 1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Traventhal – Begründung mit Umweltbericht 
 Beteiligung gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB 

 

MELUR (2013): Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht - An-
lage: Hinweise zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der 
verbindlichen Bauleitplanung. Erlass vom 09.12.2013. Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume. 

Planungsbüro Wichmann (2001): Landschaftsplan Traventhal, Textteil, April 2001. Unveröf-
fentlicht. Gemeinde Traventhal, Bad Segeberg. 

Pohl, J., F. Faul & R. Mausfeld (1999): Belästigung durch periodischen Schattenwurf von 
Windenergieanlagen. Institut für Psychologie der Christian-Albrechts-Universität, Kiel. 

Pohl, J., F. Faul & R. Mausfeld (2000): Belästigung durch periodischen Schattenwurf von 
Windenergieanlagen. Laborpilotstudie. Institut für Psychologie der Christian-Alb-
rechts-Universität, Kiel. 

Reko GmbH & Co. KG (2024a): Schallimmissionsprognose für Emissionen aus dem Betrieb 
von Windenergieanlagen für den Standort Traventhal. reko GmbH & Co. KG im Auf-
trag der Lorica Energiesysteme, Paderborn. 

Reko GmbH & Co. KG (2024b): Schattenwurfanalyse für den Betrieb von Windenergieanla-
gen für den Standort Traventhal. reko GmbH & Co. KG im Auftrag der Lorica Energie-
systeme, Paderborn. 

Sfi (2019a): Beurteilung der Geruchsemissionen und -immissionen durch geplante Nutzun-
gen im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Trave-Landwerke,  östlich und west-
lich der Oldesloher Straße (L83)“ am Standort Traventhal. Sachverständige für Im-
missionsschutz GmbH, Berlin. 

Sfi (2019b): Beurteilung der Blendwirkung der geplanten Photothermieanlage im Geltungsbe-
reich des B-Plans „Trave-Landwerke, östlich und westlich der Oldesloher Straße 
(L83)“ am Standort  Traventhal. Sachverständige für Immissionsschutz GmbH, Berlin. 

 


	P2795_Entwurf_FNP_Deckblatt_20241126

